Nds. MBL. Nr. 37/2019

Anlage 9

Rettungsmittelvorhaltung (Tabelle 1)

Auflistung der Rettungsmittelvorhaltung (1)

~fur den 01.31.122019

Rettungswache Muster [ o [ o | o |

000 0.00
0.00 0.00
[}
0.00 0.00
0.00 000
00
[}
[
0.00
0.00 0.00
000 000
000 0.00
0.00 000
0.00 0.00
[}
[} 00
[} 00
0.00 000
0.00 000
0,
0.00 0.00
000
0,00 0.00
000 000
0.00 000
0.00 000
[
[
0.00 000
0
000 000
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0 ] 0 0 0 ] 0 0 0 0

* biszum 31122002 werten,
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Rettungsmittelvorhaltung (Tabelle 2)

Auflistung der Rettungsmittelvorhaltung (2)
Rettungsdienstbereich Musterkreis -fur den Zeitraum 01.01.-31.122019

Rettungswache Muster [ o | o [ o ]

0 0 ] 1] 0 0 0 0 0 1]
| _o00% ] oo% J oow J oow J oox ] oow | ooe ] 00% J 00% ] 00% ]

s | 0 1] 1] [] [] 0 0 [ [ 9
[ oo% | oo% | oo% | oo% | oow J oox | oow | o0o0% | 00% | 00% |

¥ bis 2um 31,122022 kornen anstatt und @ingesetzt werden
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Anlage 10

Personalbedarfsberechnung zum BAB Rettungsdienst in Niedersachsen

Personalbedfarfsberechnung zum BAB Rettungsdienst in Niedersachsen

Rettungsdienstbereich Musterkreis - fiir den Zeitraum 01.01.-31.12.2019
Rettungswache Muster

1) Bis zum 31.12.2022 kénnen anstatt Notfallsanitdterfinnen auch Rettungsassistentenfinnen eingesetzt werden.

1340



Nds. MBI. Nr. 37/2019

Ermittlung der Kosten fiir die fiktive Verwaltung

Anlage 11

1 Geldmenge Ergebnis
Anzahl |Aufgabenbereich fur BAB
2019 Zeile 6
0,00 |Geldmengen fur Geschaftsleitung / Verwaltung 69.480,79 0
0,00 |Geldmengen fur Personalbewirtschaftung 55.374,27 0
0,00 |Geldmengen far Finanzbuchhaltung 55.374,27 0
Zwischensumme A 0
0,00 |Geldmengen fur Fakturierung - Zwischensumme B 46.279,28 0
Summe insgesamt incl. Fakturierung

1 ‘Anzahl anerkannter Rettungswachen

0

|Vorhaltestu nden Notarzte (RVW-Statistik Zeile 107)

0,00 |Anzahl hauptamtlicher Einsatzkrafte + Amzahl NotSan Azubi

0 Stunden EA / NA (Tabelle P-Bedarf Zeilen 30 + 31)
0,00 |entspricht Einsatzkraften
0 |Anzah| Bufdi/FSJ als Einsatzkrafte
0 |Einsalze abrechenbar (Zeile 114 RW-Statistik)
0,00 [far hauptamtlicher Krafte
0,00 [fur Rettungswachen
0,00 |fur NA
0,00 |for Bufdi
0,00 |[fur EA/NA
0,00 Insgesamt
0,00 [aus RD/VK
0,00 |far NA
0,00 [far Anzahl Bufdi
0,00 |fur EA/NA
0,00 |Insgesamt
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Betriebsanweisung fiir IT.Niedersachsen (IT.N)

RdErl. d. MI v. 10. 9. 2019 — 44.12-01911 —

— VORIS 20110 —

Bezug: a) Beschl. d. LReg v. 25. 6. 2013 (Nds. MBL. S. 242)
— VORIS 20110 —
b) RAExl. v. 31. 1. 2014 (Nds. MBL. S. 243)
— VORIS 20110 —

Fiir den Landesbetrieb IT.Niedersachsen wird die nachste-
hende Betriebsanweisung erlassen:

1. Rechtsform und Aufgaben
§1

Rechtsform, Name, Sitz

(1) IT.Niedersachsen ist ein Landesbetrieb nach § 26 Abs. 1
LHO und Teil der Landesverwaltung. Es gelten die Rechts-
und Verwaltungsvorschriften fiir Landesbetriebe, sofern diese
Betriebsanweisung nichts anderes bestimmt.

(2) Die Abkiirzung ,IT“ im Namen des Landesbetriebes steht
fiir ,,Informationstechnologie®.

(3) IT.Niedersachsen hat den Sitz in Hannover und kann
selbst Auflenstellen einrichten.

§2
Aufgaben

(1) IT.Niedersachsen stellt als der zentrale IT-Dienstleister
der niedersdchsischen Landesverwaltung Informations- und
Kommunikationstechnologie sowie IT-Dienstleistungen zur Un-
terstiitzung einer leistungsfahigen und effizienten Verwaltung
zur Verfugung und entwickelt diese zukunftsfdhig weiter.

(2) IT.Niedersachsen nimmt insbesondere folgende Aufgaben
wahr:

1. Beratung der Landesverwaltung in allen Fragen der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie,

2. Entwicklung und Betrieb von Losungen und Fachverfah-
ren,

3. Konzeptionierung und Durchfithrung von beauftragten IT-
Projekten (z. B. zur Digitalisierung der Verwaltung),

4. Betrieb der zentralen Kommunikations- und IT-Infrastruk-
tur (u. a. Landesnetz, Rechenzentren) fiir die Landesver-
waltung,

5. Aufbau und Ausbau von Technologien und Mechanismen
zur Steigerung der Informations- und Cybersicherheit,

6. Bereitstellung und Betrieb von Rechen- und Serverleistun-
gen zur Datenverarbeitung und Gewihrleistung des Daten-
schutzes,

7. Betrieb und Betreuung von IT-Arbeitspldtzen und mobiler
Informations- und Kommunikationstechnik.

(3) IT.Niedersachsen obliegt die zentrale Beschaffung von
Waren und Dienstleistungen der Informationstechnik und Te-
lekommunikationstechnologie, insbesondere Hard- und Soft-
ware sowie IT-Dienstleistungen.

(4) Die Einzelheiten des Leistungsangebotes werden in ei-
nem Leistungs- und Entgeltverzeichnis festgelegt.

§3
Kooperationen und Arbeiten fiir Dritte

(1) IT.Niedersachsen kann seine Aufgaben im Rahmen von
wechselseitigen Kooperationen mit anderen 6ffentlichen IT-
Dienstleistern (insbesondere den niedersdchsischen Kommu-
nen und kommunalen Datenzentralen) erbringen, soweit dies
zu einer verbesserten Leistungsfahigkeit oder Wirtschaftlich-
keit beitrégt.

(2) IT.Niedersachsen kann Arbeiten fiir Dritte tibernehmen,
soweit hierdurch die Erfiillung der Aufgaben nach § 2 nicht
beeintrachtigt wird. Insbesondere kann IT.Niedersachsen fiir
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offentlich-rechtliche Bedarfstrédger auferhalb der Landesver-
waltung tdtig werden. Die Ubernahme von Aufgaben nach
dieser Vorschrift ist der Aufsichtsbehorde anzuzeigen.

II. Betriebsfiihrung und Aufsicht

§4
Organisation

(1) IT.Niedersachsen gliedert sich in Geschaftsbereiche. Bei
Bedarf kénnen Stabsstellen eingerichtet werden.

(2) Erklarungen werden unter der Bezeichnung ,,IT.Nieder-
sachsen“ abgegeben.

(3) IT.Niedersachsen gibt sich eine Geschiftsordnung, in
der néhere Regelungen zur Organisation, insbesondere zu den
Fithrungsebenen, zur Zusammenarbeit und zum Geschéftsab-
lauf, getroffen werden. Ergdnzende Ordnungen und Dienstan-
weisungen regeln Details zum internen Geschéftsablauf und
zum Dienst- und Geschiéftsverkehr nach aufien.

§5
Geschiftsfithrung, Geschiftsleitung,
Geschiftsbereichsleitung, Stellvertretung,
Technische Leitung

(1) Die Geschéftsleitung von IT.Niedersachsen wird von ei-
ner Geschiftsfithrerin oder einem Geschiftsfiihrer wahrge-
nommen. Sie oder er vertritt den Landesbetrieb nach auflen
und trigt die Gesamtverantwortung einschlief}lich der Ergeb-
nisverantwortung. Sie oder er ist Dienstvorgesetzte oder Dienst-
vorgesetzter aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Lan-
desbetriebes im Rahmen der ihr oder ihm tibertragenen dienst-
rechtlichen Befugnisse.

(2) Die Geschiftsbereiche werden von Geschiiftsbereichslei-
terinnen und/oder Geschiftsbereichsleitern geleitet. Die Lei-
tungen der Geschiftsbereiche sollen die volle Entscheidungs-
befugnis fiir simtliche Mafinahmen und Ablédufe ihrer jeweili-
gen Geschiftsbereiche haben.

(3) Vertretungsregelungen werden in der Geschiftsordnung
getroffen.

(4) Die Geschiiftsfiihrerin oder der Geschéftsfiihrer fithrt die
Geschiifte des Landesbetriebes nach Maf3gabe
— der Rechts- und Verwaltungsvorschriften,

— der durch die LReg und den IT-Planungsrat beschlossenen
strategischen Ziele,

— der Bestimmungen dieser Betriebsanweisung,

— der Geschiftsordnung,

— der Benutzungs- und Beschaffungsordnung,

— der Allgemeinen Geschifts- und Nutzungsbedingungen
sowie

— des Wirtschafts- und Investitionsplans

mit der erforderlichen Sorgfalt und der gebotenen Wirtschaft-

lichkeit. Fiir die Leitungen der Geschéftsbereiche gilt dies glei-

chermaflen innerhalb ihrer jeweiligen Geschiftsbereiche.

(5) Die Leiterin oder der Leiter des Geschéftsbereichs Tech-
nik stellt den (fach-)technischen Betrieb des gesamten Landes-
betriebes sicher. Sie oder er verantwortet die technischen In-
novationen und die Effizienzsteigerung durch grof3tmogliche
Standardisierung. Sie oder er ist in alle Angelegenheiten des
technischen Betriebes frithzeitig einzubinden.

§6
Steuerung und Aufsicht
(1) Der Landesbetrieb untersteht der Dienst- und Fachauf-
sicht des MI (Aufsichtsbehorde). Die Aufsichtsbehérde kann
dem Landesbetrieb Weisungen erteilen.
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(2) Der Aufsichtsbehorde ist vorbehalten:

1. die Anderung der Betriebsanweisung,

2. die Anderung der Benutzungs- und Beschaffungsordnung
sowie der Allgemeinen Geschifts- und Nutzungsbedingun-
gen,

3. die Zustimmung zur Geschéftsordnung,

4. die Ubertragung und der Widerruf der Geschiftsleitung
und Leitung eines Geschéftsbereichs,

5. die Zustimmung zum Abschluss von Kooperationsverein-
barungen,

6. die Zustimmung zum Wirtschaftsplan einschlieflich der
Zustimmung zu den Kalkulationszuschldgen sowie zum
Investitionsplan,

7. die Zustimmung zum Leistungs- und Entgeltverzeichnis,

8. die Genehmigung des Jahresabschlusses.

(3) Die Aufsichtsbehorde vereinbart mit dem Landesbetrieb
unter Berticksichtigung der von der LReg und dem IT-Pla-
nungsrat verfolgten strategischen Zielsetzungen die jeweiligen
Jahresziele (Zielvereinbarungen).

(4) Der Aufsichtsbehorde ist tiber wirtschaftliche Entwick-

lungen des Landesbetriebes sowie Ereignisse und Tendenzen
von grundsitzlicher Bedeutung zeitnah zu berichten.

§7
Betriebsausstattung

(1) Das Vermogen steht im Eigentum des Landes und ist
dem IT.Niedersachsen zur Nutzung tibertragen.

(2) Fiir die zur Nutzung tiberlassenen landeseigenen Grund-
stiicke einschlieflich der aufstehenden Gebédudeteile zahlt
IT.Niedersachsen ein Nutzungsentgelt an den Landesliegen-
schaftsfonds (LFN). Das Nihere regelt die Nutzungsvereinba-
rung.

III. Grundsétze der Aufgabenerledigung

§8
Auftragsabwicklung

(1) IT.Niedersachsen erbringt die Leistungen auf der Grund-
lage von Vereinbarungen mit dem jeweiligen Auftraggeber. In
diesen werden die erwarteten quantitativen und qualitativen
Ziele und die zur Erfillung erforderlichen Leistungen des
Landesbetriebes sowie die Mitwirkungspflichten und die zu
entrichtenden Entgelte des Auftraggebers festgelegt.

(2) IT.Niedersachsen verarbeitet Daten im Rahmen der ge-
setzlichen Verpflichtungen und Vorschriften. Auftraggeber ha-
ben den uneingeschrankten Zugriff auf ihre Daten, soweit es
rechtlich zuldssig ist. Das Priifungsrecht des LRH bleibt unbe-
rithrt.

(3) Néheres regelt die Benutzungs- und Beschaffungsord-
nung.

IV. Wirtschaftsfithrung

§9
Grundsétze
(1) Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Die Wirtschaftsfithrung erfolgt nach den fiir Landesbe-
triebe mafigebenden Bestimmungen der LHO sowie den hier-
zu ergangenen Verwaltungsvorschriften, soweit nichts ande-
res bestimmt ist.

(3) Die Tétigkeit von IT.Niedersachsen ist insgesamt nicht
auf Gewinnerzielung gerichtet. Sie ist nach kaufmadnnischer
Bewertung kostendeckungsorientiert.

§10
Buchfiihrung, Jahresabschluss, Prifung

(1) IT.Niedersachsen richtet nach § 74 LHO neben der kauf-
méannischen Buchfiihrung eine Kosten- und Leistungsrech-
nung ein.

(2) IT.Niedersachsen bucht nach den Regeln der kaufmén-
nischen doppelten Buchfiithrung und stellt einen Jahresab-
schluss sowie einen Lagebericht entsprechend § 264 Abs. 1
des Handelsgesetzbuchs auf. Es ldsst den Jahresabschluss und
den Lagebericht durch eine Abschlusspriiferin oder einen Ab-
schlusspriifer prifen und legt den von der Geschiéftsfithrerin
oder dem Geschéftsfithrer unterschriebenen Jahresabschluss
und den Lagebericht sowie den Bericht der Abschlusspriiferin
oder des Abschlusspriifers entsprechend den Regelungen der
VV zu § 26 LHO der Aufsichtsbehorde zur Genehmigung vor.
Die Aufsichtsbehorde unterrichtet das MF.

§11
Wirtschaftsplan

(1) IT.Niedersachsen stellt den Entwurf eines Wirtschafts-
plans (Leistungsplan, Erfolgsplan, Finanzplan und Stellener-
lauterungen), eine mittelfristige Finanzplanung als Handlungs-
rahmen sowie das Leistungs- und Entgeltverzeichnis fiir das
folgende Geschiftsjahr auf und legt diese der Aufsichtsbehor-
de zur Zustimmung vor.

(2) Dem Wirtschaftsplan sind als Anlage eine Ubersicht
iber die Anzahl der Beschaftigungsmoglichkeiten sowie die
zugehorigen Haushaltsvermerke und Erlduterungen beizuft-
gen. Im Stellenplan fiir Beamtinnen und Beamte sind die
Planstellen nach Besoldungsgruppen und Amtsbezeichnun-
gen auszubringen.

(3) Der Wirtschaftsplan tritt mit der Zustimmung der Auf-
sichtsbehorde in Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die Re-
gelungen zur vorldufigen Haushaltsfiihrung des Artikels 66
der Niedersédchsischen Verfassung und die hierzu ergangenen
Ausfithrungsbestimmungen.

§12
Zahlungsverkehr

(1) Zur Abwicklung des Zahlungsverkehrs ist IT.Nieder-
sachsen berechtigt, ein Girokonto bei der Deutschen Bundes-
bank, Hannover, und der Norddeutschen Landesbank, Han-
nover, zu fithren. Das Konto nimmt tédglich am automatisier-
ten Verstiarkungs- und Abfithrungsverfahren teil.

(2) Bei der Zahlbarmachung von Dienstbeziigen und Entgel-
ten sowie besoldungs- oder entgeltrechtlichen Nebenleistun-
gen bedient sich IT.Niedersachsen des NLBV.

V. Inkrafttreten

§13
Inkrafttreten, Auflerkrafttreten
(1) Diese Betriebsanweisung tritt am 15. 9. 2019 in Kraft.

(2) Die Betriebsanweisung fiir den Landesbetrieb IT.Nieder-
sachsen vom 31. 1. 2014 (Bezugserlass zu b) tritt mit Ablauf
des 14. 9. 2019 aufler Kraft.

An die

Dienststellen der Landesverwaltung
— Nds. MBL Nr. 37/2019 S. 1342
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C. Finanzministerium

Aufhebung von Verwaltungsvorschriften
RdErl. d. MF v. 17. 9. 2019 — VD3-03540/03 —

Folgende Verwaltungsvorschriften werden mit Wirkung vom
1. 10. 2019 aufgehoben:

Niedersichsische Beihilfe-
verordnung (NBhVO);
Beihilfefahigkeit der Auf-
wendungen fiir Geréte zur
kontinuierlichen Gewebe-
zuckermessung

2. RdErl. v. 10. 11. 2016 Niedersédchsische Beihilfe-
(Nds. MBL. S. 1112), zuletzt ~ verordnung (NBhVO);

1. RdErl. v. 13. 9. 2016
(Nds. MBL. S. 932)
— VORIS 20444 —

gedndert durch RdErl. Anderungen im Beihilfe-
v. 22.6.2017 recht zum 1. 1. 2017 auf
(Nds. MBL. S. 825) der Grundlage des Zweiten
— VORIS 20444 — Pflegestdrkungsgesetzes
(PSG 1)
3. RdErl. v. 17. 10. 2017 Niedersidchsische Beihilfe-
(Nds. MBL. S. 1346) verordnung (NBhVO);

— VORIS 20444 — Beihilfefahigkeit der Auf-
wendungen fiir saugende
Inkontinenzhosen oder
saugende Inkontinenz-

vorlagen

4. RdErl. v. 31. 7. 2018 Niedersédchsische Beihilfe-
(Nds. MBL. S. 741), gedndert  verordnung (NBhVO);
durch RdErl. v. 31. 1. 2019  Heilmittel
(Nds. MBL. S. 373)

— VORIS 20444 —

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts

— Nds. MBI Nr. 37/2019 S. 1344

D. Ministerium fiir Soziales, Gesundheit
und Gleichstellung

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Foérderung unabhingiger Erwerbslosenberatungsstellen
in Niedersachsen

Erl. d. MS v. 12. 9. 2019 — 101.2-20 00 94/5.06-1.04 —

— VORIS 82300 —

Bezug: Erl. v. 2. 7. 2015 (Nds. MBL. S. 961)
— VORIS 82300 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 25. 9. 2019 wie
folgt gedndert:

In Nummer 8 wird das Datum ,,31. 12. 2019“ durch das Datum
,31.12. 2021 ersetzt.

An das

Niedersdchsische Landesamt fiir Soziales, Jugend und Familie
Nachrichtlich:

An die

Region Hannover, Landkreise, kreisfreien Stadte, Stadt Gottingen
Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen der Bundesagentur fiir Arbeit
Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Spitzenverbande

— Nds. MBI. Nr. 37/2019 S. 1344
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F. Kultusministerium

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Forderung von Schiilerakademien

RdErl. d. MK v. 22. 8. 2019 — 53.3-81633-04 —
— VORIS 22410 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Niedersachsen gewdhrt nach Mafigabe dieser
Richtlinie und der VV/VV-Gk zu § 44 LHO Zuwendungen fiir
die Organisation und Durchfithrung von iiberregionalen und
regionalen Schiilerakademien in Niedersachsen im Rahmen
der Forderung besonderer Begabungen von Kindern und Ju-
gendlichen.

1.2 Ein Anspruch auf Gewdhrung von Zuwendungen besteht
nicht; vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehorde nach
pflichtgeméfem Ermessen im Rahmen der verfiigbaren Haus-
haltsmittel.

2. Gegenstand der Forderung

Zuwendungen werden gewdhrt fiir Sach- und Personalaus-
gaben, die im Rahmen der Organisation und Durchfithrung
der Schiilerakademien entstehen. Nicht gefordert werden un-
bare Eigenleistungen des Mafinahmetréagers.

3. Zuwendungsempfinger
Zuwendungsempfinger sind die niedersichsischen Bildungs-
trdger, die Schiilerakademien durchfiihren.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die Schiilerakademien miissen in Einrichtungen der Aka-
demietréger entsprechend dem Kriterienkatalog (Anlage) durch-
gefithrt werden.

4.2 Zur Durchftihrung der Mafinahme sind im jeweiligen
Fachgebiet einschlédgig qualifizierte Referentinnen und Refe-
renten einzusetzen.

5. Art, Umfang und Hohe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektforderung
als Festbetragsfinanzierung in Form eines nicht riickzahlba-
ren Zuschusses gewdhrt.

5.2 Die Zuwendungshohe betrdagt 25 % der Gesamtsumme
des durchzufithrenden Projekts, maximal jedoch 5 000 EUR je
Zuwendungsempfénger.

5.3 Honorare fiir Referentinnen und Referenten sind in der
Regel forderfihig bis zu 35 EUR pro Stunde. Hohere Honorar-
sétze sind besonders zu begriinden.

Abweichend von VV Nr. 1.1 zu § 44 LHO diirfen Zuwen-
dungen auch unter 2 500 EUR Zuwendungshohe bewilligt
werden.

5.4 Bewilligungszeitraum ist das jeweilige Kalenderjahr. Das
Projekt sollte innerhalb des Kalenderjahres durchgefiihrt und
abgeschlossen werden. Die Antrdge sind bis zum 1. Mérz ei-
nes jeden Jahres bei der Bewilligungsbehorde einzureichen.
Die Antrédge im Kalenderjahr 2019 sind bis zum 1. 10. 2019 zu
stellen.

5.5 Mafinahmen, die tiber den Jahreswechsel hinausgehen,
benotigen eine gesonderte Begriindung. Sie erfordern bis zum
30. November des Antragsjahres eine Riickmeldung an die Be-
willigungsbehorde, ob alle Mittel ausgeschopft werden. Bei ei-
ner Nichtausschopfung der Mittel ist eine Aktualisierung des
Finanzierungsplans erforderlich.

6. Antrags- und Bewilligungsverfahren

6.1 Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Authebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Riickforderung der gewdhrten
Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO, soweit nicht
in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen sind.

6.2 Bewilligungsbehorde ist das MK.
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6.3 Antrége sind bei der Bewilligungsbehorde unter Verwen-
dung der dafiir vorgesehenen Vordrucke zu stellen. Antrdge
miissen spatestens vier Monate vor Akademiebeginn bei der
Bewilligungsbehorde eingegangen sein. Dem Antrag ist ein
Konzept fir die Gestaltung und Durchfithrung der Akademie
beizuftigen.

Die Antrdge der von Bildung & Begabung — Zentrum fiir
Begabungsforderung in Deutschland anerkannten niederséch-
sischen JuniorAkademien sind vorrangig zu berticksichtigen.

6.4 Die Zustimmung zu einem vorzeitigen Maflnahmebeginn
kann auf Antrag erteilt werden. Die Genehmigung des vorzei-
tigen Maflnahmebeginns begriindet keinen Anspruch auf For-
derung.

6.5 Ein einfacher Verwendungsnachweis wird zugelassen.
Ein Zwischennachweis ist nicht erforderlich. Der Vordruck fir
den zahlenméfigen Nachweis wird von der Bewilligungsbe-
hérde zur Verfiigung gestellt. Der Verwendungsnachweis ist
innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf des Bewilligungs-
zeitraumes der Bewilligungsbehorde vorzulegen.

7. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. 8. 2019 in Kraft und
mit Ablauf des 31. 7. 2024 aufler Kraft.

An die
Tréger von Schiilerakademien

— Nds. MBI. Nr. 37/2019 S. 1344

Anlage

Kriterienkatalog fiir die Bewertung von Zuwendungsantrigen
fiir Schiilerakademien

1. Zielvorstellung

Schiilerakademien dienen der Férderung besonders begab-
ter, interessierter, neugieriger und leistungsfahiger Schiilerin-
nen und Schiiler des Primarbereichs, der Sek I und der Sek II.

Mit der Teilnahme an einer solchen Akademie sollen die
Schiilerinnen und Schiiler eine ganzheitliche Herausforderung
erleben. Darum sollte neben fachlichen Inhalten gleichwertig
auch die Moglichkeit zur intensiven Zeit der Begegnung, zum
Zusammensein mit anderen dhnlich interessierten Gleichalt-
rigen gegeben sein.

Deswegen muss eine solche Akademie ein Angebot von
Kursen/Werkstédtten verschiedenen Inhalts bereitstellen, aber
ebenso dariiber hinaus vielfiltige Moglichkeiten, gemein-
schaftlich zu lernen und Neues zu erleben.

2. Akademieinhalte und -ausgestaltung

— Moglichst breit gefdchertes Angebot aus den Bereichen
MINT, Sprachen, Geistes- und Gesellschaftswissenschaf-
ten sowie aus dem musisch-kiinstlerischen Bereich,

— zusitzlich zu den fachlichen Inhalten kursiibergreifende
Angebote,

— Anspruchsniveau hinsichtlich Breite, Tiefe, Intensitéit deut-
lich tiber das jeweilige Niveau des schulischen Unterrichts
hinausgehend,

— abschlieffende Prisentation und Dokumentation der erziel-
ten Ergebnisse,

— Feedback der Kursleitungen an die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer,

— Mindestanzahl von drei Kursen,

— Gesamtzahl aller Teilnehmerinnen und Teilnehmer einer
Akademie in der Regel nicht grofer als 100,

— Mindestdauer 4 Tage, Hochstdauer 14 Tage,

— Kursangebote durch fachlich qualifizierte Referentinnen
und Referenten,

— pddagogische Betreuung ist sicherzustellen,

— eine durchgehende Austibung der Aufsichtspflicht ist zu ge-
wiéhrleisten.

3. Auswahl der Schiilerinnen und Schiiler aller Schulformen

Anmeldung in Verbindung mit Empfehlung der Schule. Ei-
genbewerbungen sind zugelassen.

Zusatzlich erwiinscht sind eine qualifizierte aufierschulische
Referenz oder der Nachweis einer erfolgreichen Wettbewerbs-
teilnahme.

Die Auswahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer erfolgt
durch den Veranstalter. Die Auswahlkriterien sollen transpa-
rent sein und padagogische Gesichtspunkte berticksichtigen.

4. Kosten fiir Teilnehmende

Fiir die Teilnahme an einer Schiilerakademie kénnen Teil-
nehmerbeitrdge bis zu 300 EUR erhoben werden. Fiir hinrei-
chende Fordermoglichkeiten im Fall finanzieller Bediirftigkeit
ist zu sorgen.

H. Ministerium fiir Ernihrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

Richtlinie iiber die Herstellung von Anlagen durch
die Teilnehmergemeinschaft in Verfahren nach dem FlurbG
(RFlurbTGBau)

RdErl. d. ML v. 5. 9. 2019 — 306-61132-15 —
— VORIS 78350 —

1. Grundsitze
1.1 Allgemeines

Gemadf § 42 Abs. 1 FlurbG werden die gemeinschaftlichen
Anlagen von der Teilnehmergemeinschaft (im Folgenden: TG)
auf der Grundlage des Plans nach § 41 FlurbG nach Mafigabe
dieses RdErl. hergestellt, soweit nicht ein anderer den Ausbau
ibernimmt.

Absatz 1 gilt fir Anlagen aufgrund von Festlegungen im
Flurbereinigungs- oder Zusammenlegungsplan (§§ 58 und 97
FlurbG).

In Niedersachsen haben sich fast alle TG einem Verband
nach § 26 a FlurbG (im Folgenden: VTG) angeschlossen. Der
VTG nimmt im Rahmen seiner satzungsgeméflen Zustindig-
keiten und nach Mafigabe der ihm von den TG tibertragenen
Tatigkeiten regelméifig die exekutiven Aufgaben nach den
§§ 18 und 42 FlurbG wabhr. Die legislativen Aufgaben, insbe-
sondere in den Bereichen mittelfristige Ausbauplanung, Jahres-
ausbauprogramm und Haushaltsplan, werden vom Vorstand
der TG wahrgenommen.

Die in den Nummern 1.2 bis 4 aufgefithrten Regelungen set-
zen diese Aufgabenverteilung als Regelfall voraus. Ist eine TG
dem VTG nicht beigetreten, hat sie die in den Nummern 1.2
bis 4 beschriebenen und ihr oder dem VTG zugeordneten Auf-
gaben selbst wahrzunehmen.

_ Die TG und der VTG unterliegen dabei der Aufsicht oder
Uberwachung durch die Flurbereinigungsbehérde nach dem
Zuwendungs- und Flurbereinigungsrecht.

1.2 Zeitpunkt

Die Anlagen kénnen schon vor der Ausfiihrung des Flurbe-
reinigungsplans nach den §§ 61 ff. FlurbG hergestellt werden,
soweit der Plan nach § 41 FlurbG fiir sie unanfechtbar festge-
stellt oder genehmigt ist.

Absatz 1 gilt fir Anlagen in Verfahren ohne Plan nach § 41
FlurbG, wenn fir sie die entsprechenden Genehmigungen un-
anfechtbar vorliegen.

Fiir Anlagen, fir die Zuwendungen nach § 44 LHO gewdhrt
werden, miissen die entsprechenden zuwendungsrechtlichen
Voraussetzungen vorliegen.

1.3 Bauleitung

Durch eine qualifizierte Bauleitung wird die ordnungsgeméfie
Ausfithrung der Bauvorhaben sichergestellt.

Mit der Bauleitung wird eine hierfiir aufgrund ihrer Fach-
kunde, Leistungsfihigkeit und Zuverléssigkeit qualifizierte Fach-
kraft beauftragt.
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Beschiiftigt der VTG keine eigene geeignete Fachkraft, ist die
Bauleitung zu vergeben. Hierbei finden die vergaberechtlichen
Vorschriften der EU, des Bundes und des Landes Anwendung.

Die Vergabe bedarf der vorherigen Zustimmung der Flurbe-
reinigungsbehorde.

1.4 Bauvorhaben

Die zur Ausfiihrung kommenden Mafinahmen werden zu
Bauvorhaben zusammengefasst.

Voraussetzungen und Grundlagen fiir ein Bauvorhaben sind

— der Plan nach § 41 FlurbG oder ggf. der Ausbauplan, der
Planfeststellungsbeschluss oder die Plangenehmigung so-
wie zusétzliche Genehmigungen,

— der Ausbaubeschluss der TG,
— die Sicherstellung der Finanzierung,

— der Vermerk tber die Einweisung der Bauleitung durch die
Flurbereinigungsbehorde,

— der Vermerk tiber die Abstimmung der Flurbereinigungs-
behorde mit der Naturschutzbehorde (soweit erforderlich),

— der Nachweis tiber die Verfiigharkeit der Flachen (soweit
erforderlich),

— die schriftliche Vereinbarung der Ubernahme der Unterhal-
tung nach erfolgtem Ausbau,

— ggf. die schriftliche Vereinbarung zur Ubernahme ins Ei-
gentum,

— die fiir das jeweilige Bauvorhaben anzuwendenden techni-
schen Regelwerke (z. B. ZTV-LW),

— ggf. die schriftliche Vereinbarung zur Ubernahme ins Ei-
gentum,

— ggf. erforderliche erginzende Untersuchungen,

— ggf. erginzende Ausfithrungsplanungen der TG zum betref-
fenden Bauvorhaben, diese sind vor der Aufstellung des Leis-
tungsverzeichnisses durch die Bauleitung zu erstellen und
mit der TG und der Flurbereinigungsbehorde abzustimmen,

— sonstige Vereinbarungen.

2. Herstellung der Anlagen
2.1 Vergabeverfahren
2.1.1 Allgemeines

Bei der Vergabe von Bauauftrigen sind die Bestimmungen
der VOB/A einzuhalten. Insbesondere ist dem Grundsatz der
offentlichen Ausschreibung zu folgen. Abweichungen davon
sind entsprechend den vergaberechtlichen Bestimmungen
moglich.

Dartiber hinaus finden, soweit in den Nummern 2.1.2 bis 4
nichts Abweichendes geregelt ist, die vergaberechtlichen Be-
stimmungen des Landes Anwendung.

Der VTG priift, ob die Voraussetzungen und Grundlagen
nach Nummer 1.4 vorliegen und stellt die entsprechenden Be-
lege zusammen.

Die Flurbereinigungsbehorde weist die Bauleitung in das
Bauvorhaben vor Ort ein. Gegebenenfalls sind andere Tréiger
von Baumafinahmen hierbei zu beteiligen.

Auf dieser Grundlage werden die Vergabeunterlagen von der
Bauleitung erarbeitet.

Vor der Auftragsbekanntmachung stimmt der VTG die Ver-
gabeunterlagen abschlieflend mit der Flurbereinigungsbe-
hoérde ab.

2.1.2 Auftragsbekanntmachung
Die Auftragsbekanntmachung wird vom VTG veranlasst.

Die Vergabeunterlagen werden den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern am Wettbewerb (Bewerberinnen und Bewerber)
iiber den VTG mit der Aufforderung zur Angebotsabgabe zur
Verfiigung gestellt. Soweit die Vergabevorschriften des Lan-
des nichts anderes festlegen, weist der VTG die betreffenden
Firmen in einer Bewerberliste nach. Die Bewerberliste ist ver-
traulich zu behandeln; insbesondere darf die Bauleitung vor
der Offnung der Angebote keine Kenntnis iiber den Bewerber-
kreis erhalten.
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Die eingehenden Angebote sind von dem VTG entgegenzu-
nehmen und bis zur Angebotser6ffnung unter Verschluss zu
halten.

2.1.3 Offnung der Angebote

Der Offnungstermin (§ 14 VOB/A) und der Erdffnungstermin
(14 a VOB/A) wird durch den VTG geleitet. Der Flurbereini-
gungsbehorde ist die Moglichkeit der Teilnahme zu geben.
Der VTG kann in Abstimmung mit der Flurbereinigungsbe-
horde die Leitung auf diese tibertragen.

2.1.4 Prafung und Wertung

Die Bauleitung nimmt die Prifung und Wertung der eingegan-
genen Angebote gemif den §§ 15 ff. VOB/A oder VOB/A-EU
vor, erstellt einen Preisspiegel und fertigt einen Vergabevor-
schlag.

2.1.5 Zuschlag

Auf der Grundlage des Vergabevorschlags erteilt der VTG
oder die TG der Bieterin oder dem Bieter mit dem gemaf der
VOB/A wirtschaftlichstem Angebot, nach Zustimmung durch
die Flurbereinigungsbehorde, den Zuschlag.

Den unterlegenen Bieterinnen und Bietern ist eine schrift-
lich dokumentierte Absage zu erteilen.

Die Flurbereinigungsbehorde kann die TG nach § 17 Abs. 2
Satz 2 FlurbG allgemein zum Abschluss von Vertrdgen gerin-
gerer Bedeutung erméchtigen. Davon ausgenommen sind je-
doch Arbeiten, die

— einen Eingriff nach § 14 BNatSchG darstellen,
— der Zustimmung nach § 34 FlurbG bediirfen.
2.1.6 Dokumentation

Der VTG erstellt einen Vergabevermerk zur vollstindigen
Dokumentation des Vergabeverfahrens (§ 20 VOB/A oder § 20
VOB/A-EU).

2.2 Ausbau

Die Bauleitung weist mit der TG die beauftragte Firma ortlich
in das Bauvorhaben ein. Den zukiinftigen Eigentiimerinnen,
Eigentiimern und Unterhaltungspflichtigen, der Flurbereini-
gungsbehorde und dem VTG ist Gelegenheit zur Teilnahme
zu geben.

Die Bauleitung stimmt mit der beauftragten Firma, der Flur-
bereinigungsbehorde und ggf. anderen Trdgern von Baumaf-
nahmen im Verfahren einen Bauzeitenplan ab.

Die Bauleitung stellt sicher, dass die fiir etwaige Kontrollen
erforderlichen Unterlagen zur Einsicht zur Verfiigung stehen.

Abweichungen vom Plan nach § 41 FlurbG, von den Festle-
gungen der Baueinweisung, vom Auftrag sowie vom Bauzeiten-
plan sind dem VTG unverziiglich vor ihrem wirksam werden
anzuzeigen und mit der Flurbereinigungsbehorde abzustim-
men.

Die Bauleitung beurteilt und dokumentiert die erforderli-
chen Anderungen und informiert unverziiglich den VTG. Die
Bauleitung bereitet ggf. erforderliche Nachtrdge vor und tiber-
mittelt dem VTG umgehend die gepriiften Nachtragsangebote
unter Angabe der sich ergebenden Kostendanderungen.

Bei Anderungen kommt der VTG unverziiglich seinen zu-
wendungsrechtlichen Obliegenheiten und seinen Pflichten
gegentiber der TG nach.

Anderungen bediirfen der vorherigen Zustimmung der Flur-
bereinigungsbehorde.

Der Firma koénnen Weisungen nur tber die Bauleitung der
TG erteilt werden.

2.3 Abnahme und Ubergabe

Die fertiggestellte Anlage wird auf Antrag der Firma von der
Bauleitung und der TG sowie ggf. den anderen Tridgern von
Baumafinahmen abgenommen.

Die Flurbereinigungsbehorde, der VTG sowie die kiinftigen
Unterhaltungspflichtigen und Eigentiimerinnen und Eigentii-
mer der hergestellten Anlagen werden an der Abnahme betei-
ligt.

Bei der Abnahme landschaftspflegerischer Anlagen ist die
Naturschutzbehorde zu beteiligen.
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_ Mit der Abnahme der Anlage erfolgt in der Regel deren
Ubergabe an die Unterhaltspflichtige oder den Unterhaltungs-
pflichtigen.

Die Abnahme ist zu dokumentieren.

2.4 Abrechnung

Bei Zahlungen, die sich im Rahmen des Haushaltsplans be-
wegen, ist die Einwilligung nach § 17 Abs. 2 Satz 3 FlurbG mit
der Genehmigung des Haushaltsplans erteilt.

Der VTG gibt der Flurbereinigungsbehorde die angewiesenen
Abschlags- und Schlussrechnungen unverziglich zur Kenntnis.

Mit dem Verwendungsnachweis, einschliefilich der Nieder-
schrift iiber den Abnahmetermin, weist der VTG der Flurbe-
reinigungsbehorde nach, dass die Anlagen entsprechend dem
im Plan nach § 41 FlurbG beschriebenen Umfang hergestellt
worden sind.

2.5 Méangelanspriiche

Im Rahmen der Objektbetreuung tiberwacht die Bauleitung
in Abstimmung mit dem VTG die hergestellten Anlagen bis zum
Ende der Verjahrungsfrist.

Treten in dieser Zeit Méngel an den erstellten Anlagen auf,
unterrichtet die Bauleitung die Unterhaltungspflichtigen und
die Flurbereinigungsbehérde und veranlasst die Beseitigung
der Méngel durch die Firma.

Rechtzeitig vor Ablauf der Verjahrungsfrist klart der VTG in
Abstimmung mit TG, Bauleitung und Flurbereinigungsbehor-
de, ob eine ortliche Uberpriifung der erstellten Anlagen erfor-
derlich ist.

Wird ein Ortstermin festgesetzt, so hat der VTG neben TG,
Bauleitung und Flurbereinigungsbehorde auch die Unter-
haltspflichtigen und die Firma zu beteiligen.

3. Statistik, Baupreisdatenbank

Der VTG nutzt eine Online-Baupreisdatenbank zur Uber-
prifung der Kostenberechnung vor Ausschreibung des Bau-
vorhabens und zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit neuer
Ausschreibungen.

Soweit dem VTG keine geeignete Datenbank zur Verfiigung
steht, hat er eine eigene Baupreisdatenbank zu fiihren.

In dieser weist er die Preise fiir die regelméafig zur Ausfiih-
rung kommenden Leistungen nach.

Spétestens mit der Vorlage des Verwendungsnachweises
iibermittelt der VTG der Flurbereinigungsbehorde die festge-
stellten Kosten je Entwurfsnummer.

4. Leistungsverzeichnisse, Formblitter

Die Angebotsunterlagen werden mithilfe von standardisier-
ten Leistungsverzeichnissen erstellt. Die Bauleitung stellt sicher,
dass die Ausschreibung in einer Form erfolgt, die ein wirtschaft-
liches Ergebnis zulésst.

Fir die Erstellung der Unterlagen werden die Formblétter aus

dem Vergabe- und Vertragshandbuch des Bundes verwandt
(VHB).

5. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 1. 10. 2019 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2024 aufler Kraft.

An die
Amter fiir regionale Landesentwicklung
Teilnehmergemeinschaften nach dem FlurbG und deren Verbande

— Nds. MBI. Nr. 37/2019 S. 1345

K. Ministerium fiir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz

Baugebiihrenordnung; Preisindexzahl
RdErl. d. MU v. 27. 8. 2019 — 63 05301 —

— VORIS 20220 —

Bezug: RdErl. v. 7. 9. 2018 (Nds. MBL. S. 863)
— VORIS 20220 —

1. Die Preisindexzahl, mit der nach § 3 Abs. 1 BauGO vom
13. 1. 1998 (Nds. GVBL. S. 3), zuletzt gedndert durch Verord-
nung vom 17. 9. 2019 (Nds. GVBL. S. 268), die Rohbauwerte
der Anlage 2 der BauGO ab 1. 10. 2019 zu vervielfiltigen sind,
betragt 1,099.

Die sich danach ab 1. 10. 2019 ergebenden Rohbauwerte
werden in der Anlage bekannt gemacht.

2. Dieser RdErl. tritt am 1. 10. 2019 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2024 aufler Kraft. Der Bezugserlass tritt mit Ablauf
des 30. 9. 2019 aufler Kraft.

An die
unteren Bauaufsichtsbehorden

— Nds. MBI Nr. 37/2019 S. 1347

Anlage
Tabelle des Rohbauwertes
je Kubikmeter Brutto-Rauminhalt
Nr. Gebidudearten Rohbau-
wert
EUR/m?®
1. Wohngebdude 134
2. Wochenendhéuser 119
3. Biiro- und Verwaltungsgebdude, Banken 181
und Arztpraxen
4, Schulen 171
5. Kindertageseinrichtungen 154
6. Hotels, Pensionen, Heime und Sanatorien 154
bis jeweils 60 Betten, Gaststitten
7. Hotels, Heime und Sanatorien mit jeweils 180
mehr als 60 Betten
8. Krankenhéauser 200
9. Versammlungsstitten 154
10. Hallenbédder 166
11. Verkaufsstitten mit nicht mehr als 50 000 m?*
Brutto-Rauminhalt in eingeschossigen
Gebduden
11.1  bis 2 000 m® Brutto-Rauminhalt 47

11.2  der 2 000 m’ {ibersteigende Brutto-Rauminhalt 42
bis 5 000 m*

11.3  der 5 000 m? iibersteigende Brutto-Rauminhalt 32

12. Verkaufsstitten mit nicht mehr als 5 000 m®
Brutto-Rauminhalt in mehrgeschossigen
Gebduden

12.1  Verkaufsstétten in einem Geschoss und 102
sonstigen Nutzungen mit Aufenthaltsraumen
in den tibrigen Geschossen

12.2  Verkaufsstitten in mehr als einem Geschoss 182

13. Kleingaragen, ausgenommen offene 112
Kleingaragen

14. Mittel- und Grof3garagen, soweit sie 133

eingeschossig sind
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Nr. Gebédudearten Rohbau-
wert
EUR/m?
15. Mittel- und Grofigaragen, soweit sie 159
mehrgeschossig sind
16. Tiefgaragen 185
17. Fabrik-, Werkstatt- und Lagergebdude )
und Sporthallen mit nicht mehr als 50 000 m®
Brutto-Rauminhalt, soweit sie eingeschossig
sind
17.1  bis 2 000 m® Brutto-Rauminhalt
17.1.1 Bauart schwer') 58
17.1.2 sonstige Bauart 47
17.2  der 2 000 m® tibersteigende Brutto-Rauminhalt
bis 5 000 m*
17.2.1 Bauart schwer?) 51
17.2.2 sonstige Bauart 42
17.3  der 5 000 m® iibersteigende Brutto-Rauminhalt
17.3.1 Bauart schwer') 42
17.3.2 sonstige Bauart 32

18. Fabrik-, Werkstatt- und Lagergebdude mit je- 121
weils nicht mehr als 50 000 m*® Brutto-Raum-
inhalt, soweit sie mehrgeschossig sind

19. Stallgebdude?)
19.1  bis 2 000 m® Brutto-Rauminhalt

19.1.1 Bauart schwer") 56
19.1.2 sonstige Bauart 40
19.2  der 2 000 m® tibersteigende Brutto-Rauminhalt
bis 5 000 m*
19.2.1 Bauart schwer?) 46
19.2.2 sonstige Bauart 36
19.3  der 5 000 m? iibersteigende Brutto-Rauminhalt
19.3.1 Bauart schwer") 36
19.3.2 sonstige Bauart 30
20. Gebdude zur Lagerung landwirtschaftlicher 30
Produkte?)

21. Gebdude zum Abstellen landwirtschaftlicher 21
Maschinen oder landwirtschaftlicher Gerite?)

22. Giillekeller, soweit sie unter Stallgebduden 108
oder sonstigen landwirtschaftlichen Betriebs-
gebéduden liegen

23. Schuppen, offene Kleingaragen und 48
dhnliche Gebdude

24, Gewiéchshéuser

24.1  bis 1 500 m® Brutto-Rauminhalt 36

24.2  der 1 500 m® iibersteigende Brutto-Rauminhalt 21

') Gebéude, deren Aufenwinde iiberwiegend aus Beton, einschlieflich
Leicht- und Porenbeton, oder aus mehr als 17,5 cm dickem Mauer-
werk bestehen.

%) Bei der Errechnung der Rohbauwerte werden unter den Gebduden
liegende Giillekeller nicht berticksichtigt.

Bei Gebduden mit mehr als fiinf Vollgeschossen ist der Roh-
bauwert um 5 % und bei Hochhdusern um 10 % zu erhohen.
Bei Hallenbauten mit Kridnen sind fiir den von Kranbahnen
erfassten Hallenbereich 38 EUR/m? hinzuzurechnen.

Die in der Tabelle angegebenen Werte berticksichtigen nur
Flachgriindungen mit Streifen- oder Einzelfundamenten. Mehr-
kosten fiir andere Griindungen sind gesondert zu ermitteln;
dies gilt auch fur Auflenwandverkleidungen, fiir die ein Stand-
sicherheitsnachweis gefiihrt werden muss.
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Bei Gebduden mit gemischter Nutzung ist fir die Gebdude-
teile mit verschiedenen Nutzungsarten der Rohbauwert anteilig
zu ermitteln, soweit Nutzungsarten nicht nur Nebenzwecken
dienen.

Der nicht ausgebaute Dachraum eines Dachgeschosses ist
abweichend von DIN 277 nur mit einem Drittel seines Raum-
inhalts anzurechnen.

Amt fiir regionale Landesentwicklung Braunschweig

Anerkennung der
,»Gottschalk Stiftung Gliicklich und gesund alt werden*

Bek. d. ArL Braunschweig v. 5. 9. 2019
— 2.11741/40-333 —

Mit Schreiben vom 18. 7. 2019 hat das ArL Braunschweig
als zustdndige Stiftungsbehorde nach § 3 NStiftG aufgrund
des Stiftungsgeschifts vom 4. 7. 2019 und der diesem beige-
fugten Stiftungssatzung vom 4. 7. 2019 die ,,Gottschalk Stif-
tung Glicklich und gesund alt werden“ mit Sitz in Duderstadt
gemdf § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Forderung von Wissenschaft und
Forschung, des offentlichen Gesundheitswesens und der offent-
lichen Gesundheitspflege, der Erziehung, Volks- und Berufs-
bildung einschlieflich der Studentenhilfe sowie der Jugend-
und Altenbhilfe.

Die Stiftung kann wie folgt angeschrieben werden:
Gottschalk Stiftung Gliicklich und gesund alt werden

Uhlandstra3e 15
37115 Duderstadt.

— Nds. MBI. Nr. 37/2019 S. 1348

Aufhebung der
,Stiftung Forderung praxisorientierter Arbeiten
von Kunststoffverarbeitung und Recycling - Dr. Berger*

Bek. d. ArL Braunschweig v. 10. 9. 2019
— 2.11741/40-157 —

Mit Schreiben vom 10. 9. 2019 hat das ArL Braunschweig
als zustdndige Stiftungsbehorde nach § 3 NStiftG aufgrund
des unter dem 10. 7. 2019 gefassten Beschlusses des Beirates
der Stiftung die Authebung der , Stiftung Férderung praxisorien-
tierter Arbeiten von Kunststoffverarbeitung und Recycling -
Dr. Berger” mit Sitz in Braunschweig geméfs § 7 Abs. 3 Satz 3
NStiftG genehmigt.

— Nds. MBI. Nr. 37/2019 S. 1348

Amt fiir regionale Landesentwicklung Weser-Ems

Zweckinderung der ,,Siegfried Trimpe Stiftung*

Bek. d. ArL. Weser-Ems v. 10. 9. 2019
— 2.02-11741-10 (068) —

Mit Schreiben vom 2. 4. 2019 hat das ArL. Weser-Ems als zu-
stdndige Stiftungsbehorde gemafl § 3 NStiftG eine Anderung
des Stiftungszwecks der ,Siegfried Trimpe Stiftung“ genehmigt.

Zweck der Stiftung sind nunmehr Sport, sportliche Ubungen
und Leistungen, Bildung, Erziehung, Kultur- und Denkmal-
pflege, traditionelles Brauchtum und Heimatpflege und mild-
titige Zwecke im In- und Ausland zu entwickeln, zu fordern
und zu unterstiitzen.

— Nds. MBI. Nr. 37/2019 S. 1348
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Landesamt fiir Bergbau, Energie und Geologie

Feststellung gemiaf} § 5 UVPG
(Wintershall Dea GmbH)

Bek. d. LBEG v. 29. 8. 2019
— BergPass/L67007/03-08-02/2019-0027 —

Die Firma Wintershall Dea GmbH beabsichtigt, im Feld Em-
lichheim eine neue Erdélproduktionsbohrung ,Emlichheim
192 abzuteufen. Die vertikale Endteufe der geplanten Bohrung
betragt 840 m.

Der Standort der Bohrung liegt auf dem Gebiet der Gemeinde
Emlichheim im Landkreis Grafschaft Bentheim.

Gemif § 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b UVP-V Bergbau ist fiir die
Gewinnung von Erdél zu gewerblichen Zwecken mit einem
tdglichen Fordervolumen unter 500 t Erdol eine allgemeine
Vorpriifung des Einzelfalles nach § 3 ¢ Satz 2 UVPG in der bis
zum 28. 7. 2017 geltenden Fassung vom 24. 2. 2010 (BGBI. I
S. 94), jetzt § 7 Abs. 1 UVPG in der seit dem 29. 7. 2017 gelten-
den Fassung, durchzufiihren.

Dazu hat die Vorhabentrdgerin Unterlagen fir die Durch-
fithrung einer allgemeinen Vorpriifung geméfl Anlage 2 UVPG
vorgelegt.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 3 UVPG vorgenommene
Vorpriiffung hat ergeben, dass eine Umweltvertréiglichkeits-
prifung fir das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist.

Die einzelnen Griinde fiir die Entscheidung kénnen unter
http://www.umwelt.niedersachsen.de und dort tiber den Pfad
,Service > Umweltinformationssysteme >UVP-Portal > https://
uvp.niedersachsen.de/portal > Verfahrenstypen > Negative
Vorprifungen > UVP-Vorpriifungsergebnis Produktionsboh-
rung Emlichheim 192/Wintershall Dea GmbH" eingesehen wer-
den.

Auflerdem kann das Priifungsergebnis in Papierform beim
Landesamt fir Bergbau, Energie und Geologie, An der Markt-
kirche 9, 38678 Clausthal-Zellerfeld, angefordert werden.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gegeben.
Sie ist nach § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstdndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 37/2019 S. 1349

Feststellung gemaf} § 5 UVPG
(Wintershall Dea GmbH)

Bek. d. LBEG v. 29. 8. 2019
— BergPass/L67007/03-08-02/2019-0028 —

Die Firma Wintershall Dea GmbH beabsichtigt, im Feld Em-
lichheim eine neue Dampfinjektionsbohrung Emlichheim 522
zur Unterstiitzung der Erdolférderung abzuteufen. Die verti-
kale Endteufe der geplanten Bohrung betrdgt 840 m.

Der Standort der Bohrung liegt auf dem Gebiet der Gemeinde
Emlichheim im Landkreis Grafschaft Bentheim.

Gemif § 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b UVP-V Bergbau ist fiir die
Gewinnung von Erdél zu gewerblichen Zwecken mit einem
tdglichen Fordervolumen unter 500 t Erdol eine allgemeine
Vorpriifung des Einzelfalles nach § 3 ¢ Satz 2 UVPG in der bis
zum 28. 7. 2017 geltenden Fassung vom 24. 2. 2010 (BGBI. I
S. 94), jetzt § 7 Abs. 1 UVPG in der seit dem 29. 7. 2017 gelten-
den Fassung, durchzufiihren.

Dazu hat die Vorhabentrdgerin Unterlagen fir die Durch-
fithrung einer allgemeinen Vorpriifung geméfl Anlage 2 UVPG
vorgelegt.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 3 UVPG vorgenommene
Vorpriiffung hat ergeben, dass eine Umweltvertréiglichkeits-
prifung fir das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist.

Die einzelnen Griinde fiir die Entscheidung kénnen unter
http://www.umwelt.niedersachsen.de und dort tiber den Pfad
,Service > Umweltinformationssysteme > UVP-Portal > https://

uvp.niedersachsen.de/portal > Verfahrenstypen > Negative
Vorpriifungen > UVP-Vorpriifungsergebnis Dampfinjektions-
bohrung Emlichheim 522/Wintershall Dea GmbH* eingesehen
werden.

Auflerdem kann das Priifungsergebnis in Papierform beim
Landesamt fir Bergbau, Energie und Geologie, An der Markt-
kirche 9, 38678 Clausthal-Zellerfeld, angefordert werden.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gegeben.
Sie ist nach § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstdndig anfechtbar.

— Nds. MBI Nr. 37/2019 S. 1349

Feststellung gemaf § 5 UVPG
(Wintershall Dea GmbH)

Bek. d. LBEG v. 29. 8. 2019
— BergPass/L67007/03-08-02/2019-0029 —

Die Firma Wintershall Dea GmbH beabsichtigt, im Feld Em-
lichheim eine neue Erddlproduktionsbohrung ,Emlichheim
190“ abzuteufen. Die vertikale Endteufe der geplanten Boh-
rung betréagt 878 m.

Der Standort der Bohrung liegt auf dem Gebiet der Gemeinde
Emlichheim im Landkreis Grafschaft Bentheim.

Gemif § 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b UVP-V Bergbau ist fiir die
Gewinnung von Erdél zu gewerblichen Zwecken mit einem
tdglichen Fordervolumen unter 500 t Erdol eine allgemeine
Vorprifung des Einzelfalles nach § 3 ¢ Satz 2 UVPG in der bis
zum 28. 7. 2017 geltenden Fassung vom 24. 2. 2010 (BGBI. I
S. 94), jetzt § 7 Abs. 1 UVPG in der seit dem 29. 7. 2017 gelten-
den Fassung, durchzufiihren.

Dazu hat die Vorhabentrdgerin Unterlagen fir die Durch-
fithrung einer allgemeinen Vorprifung geméf Anlage 2 UVPG
vorgelegt.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 3 UVPG vorgenommene
Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertriglichkeits-
priifung fiir das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist.

Die einzelnen Grinde fiir die Entscheidung kénnen unter
http://www.umwelt.niedersachsen.de und dort tiber den Pfad
,Service > Umweltinformationssysteme > UVP-Portal > https://
uvp.niedersachsen.de/portal > Verfahrenstypen > Negative
Vorpriifungen > UVP-Vorpriifungsergebnis Produktionsboh-
rung Emlichheim 190/Wintershall Dea GmbH*" eingesehen wer-
den.

Auflerdem kann das Priifungsergebnis in Papierform beim
Landesamt fiir Bergbau, Energie und Geologie, An der Markt-
kirche 9, 38678 Clausthal-Zellerfeld, angefordert werden.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gegeben.
Sie ist nach § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstdndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 37/2019 S. 1349

Feststellung gemaf} § 5 UVPG
(Dow Deutschland Anlagengesellschaft mbH)

Bek. d. LBEG v. 2. 9. 2019
— L1.4/L67007/03-08-02/2019-0021 —

Die DOW Deutschland Anlagengesellschaft mbH plant die
Errichtung und den Betrieb der Solkaverne K 30. Fiir die Ge-
winnung der Sole wird eine Tiefbohrung von ca. 2 000 m ab-
geteuft. Zum Projekt gehoren im Wesentlichen der Bau des
Bohr- bzw. Kavernenplatzes, das Abteufen einer Tiefbohrung
und das Anschlieflen der Rohrleitungen. Die Arbeiten bis zur
Aufnahme des Aussolbetriebes, einschlieflich der Tiefbohrung,
werden ca. zwei Jahre dauern. Der Aussolbetrieb wird voraus-
sichtlich 20 bis 30 Jahre dauern. Es wird von einer durch-
schnittlichen Gewinnung von 250 m®/h Sole ausgegangen.
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Der Standort des Vorhabens liegt auf dem Gebiet der Samt-
gemeinde Harsefeld im Landkreis Stade.

Gemifl § 1 Satz 1 Nr. 10 Buchst. a UVP-V Bergbau ist fiir
eine Bohrung zur Gewinnung von Bodenschétzen ab 1 000 m
Teufe eine allgemeine Vorpriifung des Einzelfalles nach § 3 ¢
Satz 1 UVPG in der bis zum 28. 7. 2017 geltenden Fassung
vom 24. 2. 2010 (BGBL. I S. 94), jetzt § 7 Abs. 1 UVPG in der
seit dem 29. 7. 2017 geltenden Fassung, durchzufiihren.

Dazu hat die Vorhabentrdagerin Unterlagen fiir die Durch-
fithrung einer allgemeinen Vorpriifung gemafs Anlage 2 UVPG
vorgelegt.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 3 UVPG vorgenommene
Vorpriufung hat ergeben, dass eine Umweltvertréaglichkeits-
prufung fiir das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist.

Die einzelnen Grinde fir die Entscheidung konnen unter
http://www.umwelt.niedersachsen.de und dort iiber den Pfad
»Service > Umweltinformationssysteme > UVP-Portal > https:/
uvp.niedersachsen.de/portal > Verfahrenstypen > Negative
Vorprifungen > UVP-Vorpriifungsergebnis Solkaverne K 30/
Dow Deutschland Anlagengesellschaft mbH* eingesehen wer-
den.

Auflerdem kann das Prifungsergebnis in Papierform beim
Landesamt fiir Bergbau, Energie und Geologie, An der Markt-
kirche 9, 38678 Clausthal-Zellerfeld, angefordert werden.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gegeben.
Sie ist nach § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbsténdig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 37/2019 S. 1349

Niedersichsische Landesbehorde
fiir Straflenbau und Verkehr

Anderung der Genehmigung
zur Anlage und zum Betrieb des
Verkehrslandeplatzes Hodenhagen

Bek. d. NLStBV v. 3. 4. 2019 — 3354.30311-17 —

Die NLStBV hat die Genehmigung zum Betrieb des Verkehrs-
landeplatzes Hodenhagen gegeniiber dem Aero-Club Hoden-
hagen e. V. mit Bescheid vom 18. 6. 2018 wie folgt gedndert:
1. Bezeichnung:

Verkehrslandeplatz Hodenhagen.

1.1  Beschreibung des Geldndes
1.1.1 Lage: ca. 0,8 km 6stlich der Ortschaft
Hodenhagen (Samtgemeinde Ahlden,
Landkreis Heidekreis)
1.1.2 Bezugspunkt: Koordinaten: N 52° 45'41"
E 09° 36'37"
Hohe: 25 m . NN (82 ft MSL)
1.1.3 Flugbetriebsflichen:

Hauptbahn: Start- und Landebahn fir Flugzeuge,
selbststartende Motorsegler und Luft-
sportgerite sowie Hubschrauber
Start- und Landerichtung: 030°/210°
Lange und Breite: 900 m x 40 m
Streifen: 960 m x 60 m
Oberflédche: Gras
Landebahn fiir Flugzeuge,
selbststartende Motorsegler und Luft-
sportgerdte sowie Hubschrauber
Landerichtung: 260°
Lange und Breite: 550 mx 40 m

Querbahn:

1350

Streifen: 610 m x 60 m

Oberfldche: Gras

Es werden ausschlieflich Landungen in

Richtung 26/Westen zugelassen. Die

Nutzung dieser Landebahn bedarf der

vorherigen Genehmigung des Betreibers

des Verkehrslandeplatzes (PPR)*). Starts
sind auf der Querbahn nicht zuléssig.
1.2 Zugelassene
Luftfahrzeuge: 1.2.1 Flugzeuge bis 2 000 kg hochst-
zuldssiger Abflugmasse,

1.2.2 Flugzeuge bis 5 700 kg hochst-
zuldssiger Abflugmasse (PPR)*),

1.2.3 Hubschrauber bis 5 700 kg
hochstzulassiger Abflugmasse,

1.2.4 Luftsportgeréte, davon
Sprungfallschirme PPR*),

1.2.5 Segelflugzeuge mit den Startarten
Windenstart (PPR)*) und
Flugzeugschlepp,

1.2.6 Motorsegler,

1.2.7 Freiballone (PPR)*).

*) PPR = Prior Permission Required.

— Nds. MBI. Nr. 37/2019 S. 1350
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Niedersichsischer Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

} Vorlidufige Sicherung
des Uberschwemmungsgebietes des Salzbaches
im Landkreis Hildesheim

Bek. d. NLWKN v. 25. 9. 2019
— 62023-02-63 —

Der NLWKN hat den Bereich des Landkreises Hildesheim,
der von einem hundertjihrlichen Hochwasser des Salzbaches
iberschwemmt wird, ermittelt und in Arbeitskarten darge-
stellt.

Die Arbeitskarten werden hiermit 6ffentlich bekannt ge-
macht. Das Uberschwemmungsgebiet ist ab dem Tag nach
dieser Bek. nach § 76 Abs. 3 WHG vom 31. 7. 2009 (BGBI. I
S. 2585), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
4.12. 2018 (BGBL. I S. 2254),i. V. m. § 115 NWG vom 19. 2.
2010 (Nds. GVBL. S. 64), zuletzt gedndert durch Artikel 3 § 19
des Gesetzes vom 20. 5. 2019 (Nds. GVBL. S. 88), vorlaufig ge-
sichert. Es gelten gemafl § 78 Abs. 6 WHG die Verbote und Ge-
nehmigungsvorbehalte des § 78 Abs. 1 bis 4 WHG.

Das Uberschwemmungsgebiet erstreckt sich auf das Gebiet
der Gemeinde Nordstemmen und ist in der mitver6ffentlich-
ten Ubersichtskarte (Anlage) im Maf3stab 1 : 20 000 dargestellt.
Die Arbeitskarten im Mafistab 1 : 5 000 (Blatt 1 und 2) werden
beim
Landkreis Hildesheim,

Untere Wasserbehorde,
Bischof-Janssen-Strafle 31,
31134 Hildesheim,

aufbewahrt und kénnen ab dem Tag nach dieser Bek. wahrend
der Dienststunden dort kostenlos eingesehen werden. In den
Arbeitskarten ist die Grenze des nach § 115 Abs. 5 NWG vor-
laufig gesicherten Uberschwemmungsgebietes mit einer roten
Linie gekennzeichnet; das vom NLWKN ermittelte Uberschwem-
mungsgebiet selbst ist blau dargestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Bek. kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim

Niedersichsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,

Betriebsstelle Hannover-Hildesheim,

An der Scharlake 39,

31135 Hildesheim,

oder beim

Niedersidchsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,

Direktion — Geschiftsbereich VI —,

Ratsherr-Schulze-Strafde 10,

26122 Oldenburg,

oder beim

Niedersidchsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,
Direktion,
Am Sportplatz 23,
26506 Norden,
einzulegen.

Hinweis:
Die aktuellen Karten werden nach der Bearbeitung auf der
Internetseite des NLWKN eingestellt unter: www.nlwkn.nie-
dersachsen.de/Hochwasser-&Kiistenschutz/Hochwasserschutz/

Uberschwemmungsgebiete/zu den Uberschwemmungsgebiets-
karten.

— Nds. MBI. Nr. 37/2019 S. 1351

Die Anlage ist auf den Seiten 1358/1359
dieser Nummer des Nds. MBI. abgedruckt.

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(Hannoveraner Wertstoffzentrum GmbH)

Bek. d. GAA Hannover v. 25. 9. 2019
— H 90671042/H-18-125/H-27-111 —

Die Firma Hannoveraner Wertstoffzentrum GmbH, Kreis-
stra3e 20, 30629 Hannover, hat mit Schreiben vom 25. 7. 2018
die Erteilung einer Genehmigung zur Errichtung und zum Be-
trieb einer Abfallbehandlungsanlage auf dem o. g. Grundstiick
beantragt.

Das Vorhaben umfasst

— die Behandlung gefihrlicher Abfille mit einem Durchsatz
von 3 000 t/d,

— die Vorbehandlung nicht gefihrlicher Abfille zur Mitver-
brennung mit einem Durchsatz von maximal 3 000 t/d,

— die Behandlung nicht gefahrlicher Abfille mit einem Durch-
satz von maximal 3 000 t/d,

— die zeitweilige Lagerung gefahrlicher Abfalle mit einer La-
gerkapazitat von maximal 60 000 t,

— die zeitweilige Lagerung nicht gefdhrlicher Abfdlle mit einer
Lagerkapazitdt von maximal 100 000 t,

— die zeitweilige Lagerung von Eisen- oder Nichteisenschrot-
ten mit einer Gesamtlagerkapazitdt von maximal 1 400 t.

Mit dem Betrieb der Anlage soll unmittelbar nach Vorlage der
Genehmigung und Abschluss der Errichtungsarbeiten begon-
nen werden.

Die Errichtung und der Betrieb der beantragten Anlage be-
diirfen der Genehmigung geméifl den §§ 4 und 10 BImSchG
i. V. m. § 1 sowie den Nummern 8.11.2.1 (G/E) (Hauptanlage),
8.11.2.3 (G/E), 8.11.2.4 (V), 8.12.1.1 (G/E), 8.12.2 (V) und
8.12.3.2 (V) des Anhangs 1 der 4. BImSchV. Es handelt sich
um eine Anlage gemaf Artikel 10 der Richtlinie 2010/75/EU
des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. 11. 2010
iiber Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Vermin-
derung der Umweltverschmutzung) — sog. Industrieemissions-
Richtlinie — (ABL. EU Nr. L. 334 S. 17; 2012 Nr. L. 158 S. 25).

Gemdafl Nummer 8.1 der Anlage ZustVO-Umwelt-Arbeits-
schutz ist das GAA Hannover die zustdndige Genehmigungs-
behorde.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemaft § 10 Abs. 3
BImSchG o6ffentlich bekannt gemacht.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens war gemifs
den §§ 6 bis 14 i. V. m. Nummer 8.7.1.2 der Anlage 1 UVPG in
der derzeit geltenden Fassung durch eine Vorpriifung des Ein-
zelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die
Durchfiihrung einer Umweltvertrédglichkeitspriifung erforder-
lich ist. Die Vorprifung hat ergeben, dass eine Umweltver-
traglichkeitspriifung fiir das o. g. Vorhaben nicht erforderlich
ist. Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass diese Feststel-
lung nicht selbstdndig angefochten werden kann.

Besondere ortliche Gegebenheiten gemdfl den in Num-
mer 2.3 der Anlage 3 UVPG aufgefithrten Schutzkriterien lie-
gen vor, da in ca. 900 m Entfernung siidwestlich das Land-
schaftsschutzgebiet (LSG) LSG-HS14 und in ca. 430 m ostlich
das Naturschutzgebiet (NSG) NSG-HA 205 liegen. Das NSG ist
identisch mit dem Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Gebiet 3625-332
,Mergelgrube bei Hannover*.

Die FFH-Vorprifung hat ergeben, dass eine FFH-Priifung
nicht erforderlich ist.

Eine Betroffenheit dieser geschiitzten Bereiche ist durch die
Entfernung zu der geplanten Anlage nicht zu erwarten.

Gemaf Flachennutzungsplan der Stadt Hannover ist das
Gebiet als Industriegebiet ausgewiesen. Die Umgebung ist
stark industriell geprdgt. Grundsitzlich konnen betriebsbe-
dingte Schall- und Staubemissionen aufgrund des Anlagen-
betriebes nicht ausgeschlossen werden. Sowohl die Schallim-
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missionsprognose als auch die Staubprognose zeigen auf, dass
eine negative Beeintrdchtigung des Schutzgutes Mensch nicht
zu besorgen ist. Ebenso sind keine erheblichen Beeintrachti-
gungen der Schutzgiiter Pflanzen/Tiere, Wasser/Boden, Klima/
Luft und Landschaftsbild zu erwarten.

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die Antrags-
unterlagen nach § 4 der 9. BImSchV liegen vom 2. 10. bis zum
1. 11. 2019 (einschlieBflich) bei der folgenden Stelle zu den
angegebenen Zeiten zur Einsichtnahme o6ffentlich aus:

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover, Am Listholze 74,
30177 Hannover, Foyer,

montags bis donnerstags in der Zeit von  8.00 bis 16.00 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 14.30 Uhr,
sowie nach telefonischer Vereinbarung unter Tel. 0511 9096-0.

Diese Bek. ist auch im Internet unter http:/www.gewerbe-
aufsicht.niedersachsen.de und dort tiber den Pfad ,Bekannt-
machungen > Hannover — Hildesheim*“ einsehbar.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind wahrend
der Einwendungsfrist, diese beginnt am 2. 10. 2019 und endet
mit Ablauf des 2. 12. 2019, schriftlich bei der genannten Aus-
legungsstelle geltend zu machen.

Mit Ablauf dieser Frist sind fiir das Genehmigungsverfahren
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen
privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG).

Gemif § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
der Antragstellerin und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rithren, den nach § 11 der 9. BlImSchV beteiligten Behorden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen der Einwenderin oder des Einwenders deren oder
dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkennt-
lich gemacht werden sollen, wenn diese zur ordnungsgemé-
fen Durchfithrung des Genehmigungsverfahrens nicht
erforderlich sind.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Genehmi-
gungsbehorde nach Ermessen ob ein Erorterungstermin durch-
gefithrt wird.

Findet der Erorterungstermin statt, werden die form- und frist-
gerecht erhobenen Einwendungen am

Mittwoch, dem 29. 1. 2020, um 10.00 Uhr
im Hotel Hennies,
Hannoversche Strafde 40,

30916 Isernhagen,

erortert. Sollte die Erorterung am 29. 1. 2020 nicht abgeschlos-
sen werden koénnen, wird sie an den darauffolgenden Werktagen
(ohne Samstag) zur gleichen Zeit am selben Ort fortgesetzt.

Der Erorterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erértern, soweit dies fiir die Priifung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu er-
ldutern. Die Einwendungen werden auch dann erortert, wenn
die Antragstellerin oder die Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, zu diesem Erorterungstermin nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erérterungstermin nicht behandelt.

Es wird darauf hingewiesen, dass ein Erdrterungstermin
grundsatzlich nicht stattfindet, wenn Einwendungen gegen das
Vorhaben nicht oder nicht rechtzeitig erhoben worden sind,
die rechtzeitig erhobenen Einwendungen zurtickgenommen
worden sind bzw. ausschliefSlich Einwendungen erhoben worden
sind, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemaf}
§ 10 Abs. 7 und 8 BImSchG und § 21 a der 9. BImSchV éffent-
lich bekannt gemacht wird und die 6ffentliche Bekanntma-
chung die Zustellung der Entscheidung ersetzen kann.

— Nds. MBI. Nr. 37/2019 S. 1351

Berichtigung

Berichtigung
des RdErl. Bauaufsicht;
Durchfiihrung des § 60 Abs. 3 und der §§ 62, 63, 64, 66
und 73 NBauO

Der RdErl. des MU vom 20. 8. 2019 (Nds. MBL. S. 1252) —
VORIS 21072 — wird wie folgt berichtigt:

1. Absatz 7 Satz 1 erhilt folgende Fassung:
,Dieser RAETrl. tritt am 29. 8. 2019 in Kraft und mit Ablauf

des 31. 12. 2024 aufder Kraft“.

2. Die Anlagen 2 und 4 erhalten folgende Fassung:
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»Anlage 2

Mitteilung
gem. § 62 der Niedersachsischen Bauordnung (NBauO)

Zutreffendes bitte ankreuzen oder ausfullen. Felder mit ,*“ sind keine Pflichtfelder.
Sollten die Eingabefelder nicht ausreichen, fiigen Sie bitte entsprechende Anlagen bei.

An die Bauaufsichtsbehodrde Eingangsstempel der Bauaufsichtsbehdrde Aktenzeichen der Bauaufsichtsbehérde

Uber die Gemeinde Eingangsstempel der Gemeinde Aktenzeichen der Gemeinde

Hiermit reiche/n ich/wir gem. § 62 der Niedersachsischen Bauordnung (NBauO) fiir die nachstehend bezeichnete
BaumaBnahme die Mitteilung mit den dazugehorigen Bauvorlagen gemaR der aktuellen Bauvorlagenverordnung
(BauVorlVO) ein und bestatige/n hiermit, dass der Erhebungsbogen fiir Erhebungseinheiten dem Landesamt fiir

Statistik Niedersachsen (LSN) zugeleitet wurde.
Identifikationsnummer des Erhebungsbogens

1. Bezeichnung der BaumaBnahme

BaumaRBnahme

2. Baugrundstiick

Gemeinde Ortsteil
Strale Hausnummer
Gemarkung Flur Flurstlck (Zahler) Flurstlick (Nenner)

3. Bauherrin / Bauherr

Firmenname (wenn zutreffend. Bei Gesellschaften bzw. juristischen Personen ist dann im Folgenden der Vertretungsberechtigte anzugeben)

Name Bauherrin / Bauherr (bei juristischen Personen Vertretungsberechtigte)

Vorname/n Nachname
Strale Hausnummer * Telefon (mit Vorwahl)
PLZ Ort * E-Mail

1353



Nds. MBI. Nr. 37/2019

4. Entwurfsverfasserin / Entwurfsverfasser

Firmenname (wenn zutreffend)

Name Entwurfsverfasserin / Entwurfsverfasser (natirliche Person)
Vorname/n Nachname

Berufsbezeichnung

StralRe Hausnummer * Telefon (mit Vorwahl)

PLZ Ort * E-Mail

ist fiir die beantragte BaumaBnahme bauvorlageberechtigt nach

[ ] 53 Abs. 3 Satz 2 NBauO nach

D Nr. 1 Architektin / Architekt, eingetragen in Liste der Architektenkammer Nr.

D Nr. 2 Entwurfsverfasser/in, eingetragen in Liste der Architektenkammer Nr.

D Nr. 3 Entwurfsverfasser/in, eingetragen im Verzeichnis Nr.

D Nr. 3 Entwurfsverfasser/in, eingetragen in Liste der Ingenieurkammer Nr. |

des Bundeslandes

D Nr. 3 Entwurfsverfasser/in nach § 20 NIngG gleichgestellt (europaischer |
Dienstleistungsverkehr), niedergelassen im Staat:

D Nr. 5 Innenarchitektin / Innenarchitekt, eingetragen in Liste der Architektenkammer Nr.|

pflichtgefahren entsprechend versichert.

D Die Entwurfsverfasserin / der Entwurfsverfasser ist gem. § 62 Abs. 4 NBauO gegen die dort genannten Haft-

D Der Entwurf fiir diese BaumaBnahme wurde von der Bauherrin / dem Bauherrn selbst erstellt. Gem. § 62 Abs. 4
Satz 6 NBauO besteht folglich kein Erfordernis gegen die genannten Haftpflichtgefahren versichert zu sein.

5. Tragwerksplanerin / Tragwerksplaner

Firmenname (wenn zutreffend)

Name Tragwerksplanerin / Tragwerksplaner (natiirliche Person)
Vorname/n Nachname

Berufsbezeichnung

Stralle Hausnummer * Telefon (mit Vorwahl)

PLZ Ort * E-Mail

ist zur Erstellung des Nachweises der Standsicherheit fiir die beantragte BaumaBnahme berechtigt nach

[ ] 65Abs. 4 NBauo

D Tragwerksplaner/in, eingetragen in der Liste der Ingenieurkammer Niedersachsen Nr. |

D Tragwerksplaner/in, eingetragen im Verzeichnis Nr. |

des Bundeslandes |

D Tragwerksplaner/in nach § 21 Abs. 5 NIngG gleichgestellt (europaischer |
Dienstleistungsverkehr), niedergelassen im Staat

D § 86 Abs. 5 NBauO (Ubergangsregelung) — (Standsicherheitsnachweis ist ggf. priifpflichtig)

D § 65 Abs. 1S.2i. V. m. § 53 Abs. 3 Satz 2 Nrn. 1 bis 4, Abs. 4 Nrn. 2 bis 4 sowie Abs. 5 bis 8 NBauO
(Standsicherheitsnachweis ist prifpflichtig)
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6. ErschlieBung

6.1 Zugang / Zufahrt zum Grundstiick erfolgt

(ggf. Baulast/Grunddienstbarkeit erforderlich)

uber anderes Grundstuick
D von offentlicher Verkehrsflache | D Uber Grundstlck im Miteigentum | D p . "

6.2 Niederschlagswasserbeseitigung erfolgt durch

die gezielte Versickerung
auf Grundstiicksflachen

die Einleitung in ein
kommunales Regen-
wassersystem

Einleitung
in ein Gewasser

die ungezielte, breitflachige
Versickerung auf Grundstlicks-
flachen

Bei gezielter Versickerung oder der Einleitung in ein Gewasser ist der Mitteilung ein Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis
nach § 8 Wasserhaushaltsgesetz beizufiigen.

6.3 Sonstige Abwasserbeseitigung erfolgt durch

D kommunales Abwassersystem | D Kleinklaranlage | D Sonstiges: ‘ ‘

6.4 Trinkwasserversorgung erfolgt durch

D zentrales Wasserwerk oder dezentrales kleines Wasserwerk | D Sonstiges: ‘ ‘

6.5 Loschwasserversorgung erfolgt durch

I:] offentliche Wasserversorgung | I:] offene Gewasser | Entfernung (m) ‘ ‘
D Feuerléschteich | D Feuerléschbrunnen | Entfernung (m) ‘ ‘
Hinweise:

Die Bauherrin oder der Bauherr ist dafiir verantwortlich, dass die von ihr oder ihm veranlasste BaumaRnahme dem 6ffentlichen
Baurecht entspricht. Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser ist dafiir verantwortlich, dass der Entwurf fir die
BaumaRnahme dem é&ffentlichen Baurecht entspricht. Uber erforderliche Ausnahmen, Befreiungen und Zulassungen von
Abweichungen von Vorschriften wird nur auf besonderen Antrag entschieden.

Datenschutz:

Die elektronische Verarbeitung der in diesem Formular enthaltenen personenbezogenen Daten ist fiir die Durchfiihrung dieses
Verwaltungsverfahrens gem. § 62 Abs. 3 Satz 1 NBauO erforderlich und gem. §§ 3 und 5 NDSG zulassig. Empfanger dieser
Daten sind die Gemeinde, die untere Bauaufsichtsbehérde sowie andere Behdrden (§ 69 Abs. 3 NBauO) und ggfs. Nachbarn.
Bauvorlagen in elektronischer Form kénnen dauerhaft gespeichert werden. Zudem werden die Daten regelmaRig an die
zustandige Finanzbehoérde (§ 29 BewG), den zustdndigen Unfallversicherungstrager (§ 195 Abs. 3 SGB VII) und das
Vermessungs- und Katasteramt (§ 5 NVermG) ubermittelt. Nahere Informationen und die Kontaktdaten des Datenschutz-
beauftragten entnehmen Sie bitte den Internetseiten des Adressaten dieser Mitteilung.

Datum, Unterschrift der Bauherrin / des Bauherrn Datum, Unterschrift der Entwurfsverfasserin / des Entwurfsverfassers

1355



Nds. MBL. Nr. 37/2019

Anlage 4

Abweichungs- / Ausnahme- / Befreiungsantrag
gem. § 66 der Niedersachsischen Bauordnung (NBauO)

Zutreffendes bitte ankreuzen oder ausflllen. Felder mit ,** sind keine Pflichtfelder.
Sollten die Eingabefelder nicht ausreichen, fligen Sie bitte entsprechende Anlagen bei.

An die Bauaufsichtsbehodrde Eingangsstempel der Bauaufsichtsbehorde Aktenzeichen der Bauaufsichtsbehdrde

Hiermit beantrage/n ich/wir fiir die nachstehend bezeichnete BaumaBRnahme die Zulassung einer / mehrerer
Abweichung(en) / Ausnahme(n) / Befreiung(en). Die erforderlichen Bauvorlagen sind diesem Antrag gemaR der
aktuellen Bauvorlagenverordnung (BauVorlVO) beigefiigt.

1.1 Bezeichnung der BaumaRnahme

Baumafnahme

1.2 Bezeichnung der Abweichung / Ausnahme / Befreiung einschlieBlich Begriindung

Bezeichnung mit Begriindung

2. Baugrundstiick

Gemeinde Ortsteil
Strale Hausnummer
Gemarkung Flur Flurstlick (Zahler) Flurstiick (Nenner)

1356



Nds. MBI Nr. 37/2019

3. Bauherrin / Bauherr

Firmenname (wenn zutreffend. Bei Gesellschaften bzw. juristischen Personen ist dann im Folgenden der Vertretungsberechtigte anzugeben)

Name Bauherrin / Bauherr (bei juristischen Personen Vertretungsberechtigte)

Vorname/n Nachname
Stralle Hausnummer * Telefon (mit Vorwahl)
PLZ Ort * E-Mail

4. Gegebenenfalls Entwurfsverfasserin / Entwurfsverfasser

Firmenname (wenn zutreffend)

Name Entwurfsverfasserin / Entwurfsverfasser (natiirliche Person)
Vorname/n Nachname

Berufsbezeichnung

StraRe Hausnummer * Telefon (mit Vorwahl)
PLZ Ort * E-Mail
Hinweise:

Die Bauherrin oder der Bauherr ist dafiir verantwortlich, dass die von ihr oder ihm veranlasste Baumafnahme dem o6ffentlichen
Baurecht entspricht. Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser ist dafiir verantwortlich, dass der Entwurf fir die
BaumaRnahme dem offentlichen Baurecht entspricht. Uber erforderliche Aushahmen, Befreiungen und Zulassungen von
Abweichungen von Vorschriften wird nur auf besonderen Antrag entschieden.

Datenschutz:

Die elektronische Verarbeitung der in diesem Formular enthaltenen personenbezogenen Daten ist fiir die Durchfiihrung dieses
Verwaltungsverfahrens gem. § 66 Abs. 2 Satz 1 NBauO erforderlich und gem. §§ 3 und 5 NDSG zulassig. Empfanger dieser
Daten sind die Gemeinde, die untere Bauaufsichtsbehorde sowie andere Behorden (§ 69 Abs. 3 NBauO) und ggfs. Nachbarn
sowie die zu beteiligende Offentlichkeit (§ 68 NBauO). Bauvorlagen in elektronischer Form kénnen dauerhaft gespeichert
werden. Zudem werden die Daten regelmaRig an die zustandige Finanzbehdrde (§ 29 BewG), den zustandigen Unfall-
versicherungstrager (§ 195 Abs. 3 SGB VII) und das Vermessungs- und Katasteramt (§ 5 NVermG) ubermittelt. Nahere
Informationen und die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten entnehmen Sie bitte den Internetseiten des Adressaten
dieses Antrages.

Datum, Unterschrift der Bauherrin / des Bauherrn Gegebenenfalls Datum, Unterschrift der Entwurfsverfasserin /
des Entwurfsverfassers*.

— Nds. MBI Nr. 37/2019 S. 1352
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Anlage (zu S. 1351) —

= Nijedersachsischer Landesbetrieb
\A fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
NLWKN und Naturschutz

Vorlaufige Sicherung
des Uberschwemmungsgebietes
des Salzbaches
im Landkreis Hildesheim

Ubersichtskarte

Bek. d. NLWKN v. 25.9.2019
AZ: 62023/2/63

Legende

Blattschnitte der vorlaufigen Sicherung (M 1:5.000)

Vorlaufig gesichertes Uberschwemmungsgebiet
(soweit nicht bereits festgesetzt)

Nachrichtlich

“Heyersum ——~"__

”9, .-.-:.n- .

bereits vorldufig gesicherte Uberschwemmungsgebiete

bereits festgesetzte Uberschwemmungsgebiete

Verwaltungsgrenzen

D Landkreisgrenze

Gemeindegrenze

(e:fs-u\.m‘erf A
\,\Bﬂ "‘“—-—Be.rg
1:20.000

sy 0 0,25 0,5 1 Kilometer

SN\ KontadizTorn ' T EESS—
A\ Kanradi-s=Turm . .

Quelle:
Auszug aus den Geobasisdaten der Niederséchsischen a
Vermessungs- und Katasterverwaltung,
©2019 LGLN

Hildesheim, 21.08.2019
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Stellenausschreibungen

Der Niedersachsische Landesrechnungshof in Hildesheim sucht zum
nachstmoglichen Termin

als Priiferin oder Priifer (m/w/d)
Diplom-Finanzwirtinnen, Diplom-Finanzwirte,
Diplom-Verwaltungswirtinnen, Diplom-Verwaltungswirte oder
vergleichbare Bachelorabsolventinnen und Bachelorabsolventen

fiir Priifungen im Referat 4.1 mit dem Schwerpunkt Betriebswirtschaft.
Der ausgeschriebene Dienstposten/Arbeitsplatz ist nach der BesGr. A 12/
EntgeltGr. 12 TV-L bewertet.

Unser Interesse gilt Beamtinnen und Beamte mit der Laufbahnbef-
higung fiir die Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt, bevorzugt in der
Fachrichtung Steuerverwaltung, sowie vergleichbarem Tarifpersonal.
Vertiefte Kenntnisse im Bereich der Betriebswirtschaft sind von Vorteil.
Wir freuen uns auch tber das Interesse von besonders leistungsstarken
Bewerberinnen und Bewerbern der BesGr. A 10/EntgeltGr. 10 TV-L.

Niheres entnehmen Sie bitte der verbindlichen Stellenausschrei-
bung unter www.Irh.niedersachsen.de in der Rubrik Service/Stellen-
ausschreibungen. Wir freuen uns auf lhre Onlinebewerbung tiber
folgenden Link: t1p.de/lrh-19-25.

Fiir telefonische Auskiinfte steht Thnen Herr Liitirsen vom Personal-
referat P.2, Tel. 05121 938 632, zur Verfiigung.

— Nds. MBI Nr. 37/2019 S. 1360

Die Stadt Sulingen sucht zum 1. 1. 2020

eine Leiterin oder einen Leiter
fir den Fachbereich Finanzen.

Die Stadt Sulingen ist im Sulinger Land ein zentraler und agiler
Standort mit knapp 13 000 Einwohnerinnen und Einwohnern. Als
Mittelzentrum im Landkreis Diepholz vertrauen wir auf die Fahigkei-
ten unserer annihernd 200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die mit
Engagement und Tatkraft die Stadt Sulingen mitgestalten und beson-
ders machen.

Thr Aufgabengebiet umfasst:

— Leitung der Finanzverwaltung mit den Bereichen Kasse und Voll-
streckung, Steuerverwaltung, Finanzbuchhaltung, Anlagenbuch-
haltung, Liegenschaften,

— Bearbeitung finanzieller Grundsatzfragen,

— Erstellen des Haushalts und der Finanzplanung, Vollzug des Haus-
halts, Aufstellung des Jahresabschlusses und der Bilanzen,

— Haushaltstiiberwachung, Haushaltssicherung,
— Vermogens- und Schuldenverwaltung,

— Angelegenheiten der Eigenbetriebe und wirtschaftlichen Unter-
nehmen.

Die Zuordnung weiterer Aufgaben bleibt vorbehalten.
Wir erwarten von Ihnen:

— Befihigung fiir die Laufbahngruppe 2 NLVO; alternativ einen er-
folgreich abgeschlossenen Angestelltenlehrgang II,

— mehrjdhrige praktische Erfahrungen im Bereich Haushalts-, Kassen-
und Rechnungswesen,

— fundierte Kenntnisse in der doppischen Haushaltsfithrung,
— Fachkenntnisse im Wirtschafts-, Steuer- und Abgabenrecht,
— fundierte EDV-Kenntnisse, qualifizierte Kenntnisse in MS-Office,

— hohe Einsatzbereitschaft auch auBerhalb der normalen Arbeitszeit
(Sitzungsdienst) sowie Belastbarkeit, Flexibilitat, Zielstrebigkeit
und Verantwortungsbewusstsein,

— gute Kommunikations- und Teamfahigkeit,

— sicheres, kundenfreundliches Auftreten und Verhalten, Verhand-
lungsgeschick.

Wir bieten:
— einen sicheren Vollzeitarbeitsplatz,
— eine Besoldung/Vergiitung nach der BesGr. A 12/EntgeltGr. 11 TV6D,

— ein abwechslungsreiches und verantwortungsvolles Aufgabenge-
biet,

— einen attraktiven Wohnort mit guter Infrastruktur und hohem
Freizeitwert.

Weitere Informationen tiber Sulingen finden Sie im Internet unter
www.sulingen.de.

Fir Ihre aussagekraftige Bewerbung nutzen Sie bis zum 5. 10. 2019
das Online-Bewerbungsportal unter www.sulingen.de.

Fir ergianzende Auskiinfte steht Thnen Biirgermeister Rauschkolb,
Tel. 04271 88-11, zur Verfiigung.

— Nds. MBI Nr. 37/2019 S. 1360
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Bekanntmachungen der Kommunen

Verkiindung fiir das Gebiet
der Landkreise Holzminden und Hameln-Pyrmont

Verordnung
iiber das Naturschutzgebiet HA 213
»Ithwiesen“ in den Landkreisen Hameln-Pyrmont,
Hildesheim und Holzminden
vom 02.09.2019

Aufgrund der §§ 20 Abs. 2 Nr. 1, 22 Abs. 1 und 2, 23, 32, 69
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.7.2009 (BGBI. I
S. 2542), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 13.05.2019
(BGBL.IS. 706) gedndert worden ist, i. V. m. den §§ 14, 15, 16
Abs. 1, 23, 32 Abs. 2, 43 Abs. 3 Niedersidchsisches Ausfiih-
rungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG)
vom 19.02.2010 (Nds. GVBL. S. 104), zuletzt gedndert durch
Artikel 3 § 21 des Gesetzes vom 20.05.2019 (Nds. GVBL. S. 88),
sowie § 9 Abs. 4 Niedersdchsisches Jagdgesetz (NJagdG) vom
16.03.2001 (Nds. GVBL. 2001 S. 100), zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 25.10.2018 (Nds. GVBL. S. 220), wird im Einver-
nehmen mit den Landkreisen Hildesheim und Hameln-Pyr-
mont verordnet:

§1
Naturschutzgebiet

(1) Das in den Absétzen 2 und 3 nidher bezeichnete Gebiet wird
zum Naturschutzgebiet (NSG) ,Ithwiesen” erklart.

(2) Das NSG liegt in der naturrdumlichen Einheit , Alfelder Berg-
land (mit Ith und Hils)“, am Stidostrand des Iths, zwischen
den Ortschaften Folziehausen, Capellenhagen und Holzen-
Ith. Es befindet sich in der Samtgemeinde Leinebergland,
Gemarkung Capellenhagen und Gemarkung Folziehausen,
in der Samtgemeinde Eschershausen-Stadtoldendorf, Ge-
markung Holzen und Gemarkung Eschershausen sowie im
Flecken Salzhemmendorf in der Gemarkung Wallensen.

Das NSG ist Teil einer Schichtrippenlandschaft mit stark
gefalteten Gesteinsschichten. Diese bestehen tiberwiegend
aus harten Kalkgesteinen des oberen Jura. Das NSG wird
von durchweg geneigten bis steilen Lagen und oft flach-
grindigen Boden gepragt. Die Ithwiesen sind eines der
grofiten zusammenhidngenden Griinlandgebiete im nieder-
sdchsischen Berg- und Hiigelland mit Griinldndern unter-
schiedlicher Ausprdgung und Nutzungsintensitdt. Das
Gebiet wird durch Wege mit artenreichen Sdumen geglie-
dert und durch kleine Sickerquellen und Bachldufe sowie
zahlreiche Geholze bereichert. Einbezogen sind einzelne
Ackerflichen, kleine Fichtenforste sowie die Start- und Lan-
debahnen des Segelflugplatzes, die zwar haufig geméhte,
aber zum Teil artenreiche Griinlandflichen beinhalten.
Nordlich von Holzen-Ith sind bronze- und eisenzeitliche
Grabhtigel als obertégig sichtbare Kulturdenkmale erhalten
geblieben.

(3) Die Lage des NSG ist in der mitveréffentlichten Ubersichts-
karte im Maf3stab 1:50.000 (Karte 1) dargestellt. Die Grenze
ergibt sich aus der maf3geblichen Karte 2 im Maf3stab 1:5.000.
Sie verlduft auf der Innenseite der durchgezogenen schwar-
zen Linie des grauen Bandes. Die Karten sind Bestandteil
dieser Verordnung. Sie kénnen von jedermann wéahrend
der Dienststunden bei den Samtgemeinden Leinebergland
und Eschershausen-Stadtoldendorf, dem Flecken Salz-
hemmendorf sowie bei den Landkreisen Hameln-Pyrmont,
Hildesheim und Holzminden — jeweils untere Naturschutz-
behoérde — unentgeltlich eingesehen werden.

(4) Das NSG ,Ithwiesen” ist Bestandteil des Fauna-Flora-Habi-
tat-(FFH-) Gebietes 114 ,Ith“ (DE 2823-301) gemdfl der
Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) des Rates vom
21.5.1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensrdume so-
wie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr.
L 206 S. 7; 1996 Nr. L 59 S. 63), zuletzt gedndert durch
Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 13.5.2013 (ABIL. EU
Nr. L 158 S. 193), und des Européischen Vogelschutzge-
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bietes V 68 ,Sollingvorland“ (DE 4022-431) geméifd der
Richtlinie 2009/147/EG (Vogelschutzrichtlinie) des Euro-
péischen Parlaments und des Rates vom 30.11.2009 iiber
die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABL. EU Nr.
L 20 S. 7), zuletzt gedndert durch Richtlinie 2013/17/EU
des Rates vom 13.5.2013 (ABL. EU Nr. L. 158 S. 193). In der
Karte 1 (Ubersichtskarte) sind die Teilflichen des NSG, die
im FFH-Gebiet und im Européischen Vogelschutzgebiet lie-
gen und der Umsetzung der FFH-Richtlinie und der Vogel-
schutzrichtlinie dienen, gesondert gekennzeichnet.

(5) Das NSG hat eine Grof8e von ca. 278 ha.

§2

Schutzzweck

(1) Allgemeiner Schutzzweck fiir das NSG ist nach Mafigabe

der §§ 23 Abs. 1 und 32 Abs. 3 BNatSchG i. V. m. § 16
NAGBNatSchG die Erhaltung, Entwicklung oder Wieder-
herstellung von Lebensstitten, Biotopen oder Lebensge-
meinschaften bestimmter wild lebender, schutzbediirftiger
Tier- und Pflanzenarten und der Schutz von Natur und
Landschaft aus besonderen wissenschaftlichen, naturge-
schichtlichen oder landeskundlichen Griinden oder wegen
ihrer Seltenheit, besonderen Eigenart, Vielfalt oder hervor-
ragenden Schonheit.

Die Erkldrung zum NSG bezweckt insbesondere die Erhal-
tung und Férderung

1. des Dauergriinlandes mit artenreichen Griinlandgesell-
schaften,

artenreicher Wegsdume,

von Einzelgeholzen, Gebiischgruppen, Feldgeholzen
und Hecken,

von naturnahen Waldflichen,
5. von Quell-, Bach- und Feuchtlebensrdumen,

extensiver landwirtschaftlicher Bewirtschaftungsformen
in einem vielfdltigen Nutzungsmosaik als Nahrungs-
biotop fir Rotmilan, Uhu, Neuntoter und Wanderfalke,

7. der wild lebenden Tiere und Pflanzen, insbesondere
der Flederméuse, der europdischen geschiitzten Vogel-
arten, der Wirbellosenarten und der Orchideen, insbe-
sondere der Spitzorchis (Anacamptis pyramidalis)
sowie ihrer Lebensgemeinschaften und Lebensstétten,

8. des Landschaftsbildes in seiner Vielfalt, besonderen
Eigenart und hervorragenden Schoénheit,

9. der Ruhe und Ungestortheit zum Zwecke des ruhigen
Landschaftserlebens sowie insbesondere zum Schutz
der wertbestimmenden Vogelarten geméafs Absatz 2
Nr. 2.1,

10. der historischen Kulturlandschaft mit Relikten von
Kultur-, Bau- und Bodendenkmilern insbesondere
der historischen Grenzverldufe, der Ackerparzellierun-
gen und der Grabhiigel mit den erfahrungsgemafs im
Umfeld der Grabhiigel befindlichen, obertégig nicht
mehr sichtbaren Bestattungen.

(2) Die Flache des NSG gemaf § 1 Abs. 4 ist Teil des kohéren-

ten europdischen 6kologischen Netzes ,Natura 2000“; die
Unterschutzstellung tragt dazu bei, den glnstigen Erhal-
tungszustand der wertbestimmenden Lebensraumtypen
und Arten im FFH-Gebiet 114 ,Ith“ und der wertbestim-
menden und weiteren mafigeblichen Vogelarten im Euro-
pdischen Vogelschutzgebiet V 68 ,,Sollingvorland“ insgesamt
zu erhalten oder wiederherzustellen.

1. Erhaltungsziele des NSG im FFH-Gebiet sind die Erhal-
tung oder Wiederherstellung eines giinstigen Erhaltungs-
zustandes
1.1 insbesondere der Lebensraumtypen gemafy Anhang I

der FFH-Richtlinie:

a) 6210 ,Kalktrockenrasen und ihre Verbuschungs-
stadien“
als arten- und strukturreiche Halbtrockenrasen
mit ausgewogenem Verhéltnis zwischen ltcki-

gen, kurzrasigen, hochwiichsigen, geholzfreien
und geholzreichen Partien.

Die charakteristischen Tier- und Pflanzenarten
wie Neunttter (Lanius collurio) sowie Deut-
scher- und Fransen-Enzian (Gentianella germa-
nica, G. ciliata) und Helm-Knabenkraut (Orchis
militaris) weisen stabile Populationen auf,

b) 6430 ,Feuchte Hochstaudenfluren“

als artenreiche Ausprdgungen auf mafig néhr-
stoffreichen, feuchten bis nassen Standorten
naturnaher Bachufer und feuchter Waldriander
die je nach Ausprdgung keine bis geringe oder
zumindest keine dominierenden Anteile von
Nitrophyten und Neophyten aufweisen.

Die charakteristischen Pflanzenarten wie z. B.
Echtes Médesif} (Filipendula ulmaria), Kohl-
Kratzdistel (Cirsium oleraceum), Sumpf-Storch-
schnabel (Geranium palustre) und Behaartes
Weidenroschen (Epilobium hirsutum) weisen
stabile Populationen auf,

c) 6510 ,Magere Flachland-M&hwiesen“

als artenreiche, nicht oder wenig gediingte Méh-
wiesen bzw. wiesenartige Extensivweiden auf
von Natur aus mafig feuchten bis méfig trocke-
nen Standorten mit natiirlichem Relief in land-
schaftstypischer Standortabfolge, vielfach im
Komplex mit Magerrasen und mit landschafts-
typischen Geholzen (Hecken, Gebiische, Feld-
geholze, Baumgruppen) sowie Ubergingen zu
artenreichen Borstgrasrasen.

Die charakteristischen Pflanzenarten wie z. B.
Glatthafer (Arrhenatherum elatius), Echte
Schliisselblume (Primula veris), Heil-Ziest (Be-
tonica officinalis), Schlitzbléttriger Hain-Hah-
nenfufy (Ranunculus polyanthemos agg.) und
Wiesen-Kiimmel (Carum carvi) weisen stabile
Populationen auf,

1.2 insbesondere der Tierart geméafl Anhang II der FFH-
Richtlinie:
a) Grofles Mausohr (Myotis myotis)

als eine vitale, langfristig tiberlebensfihige Popu-
lation durch Erhaltung und Wiederherstellung
eines fir die Art geeigneten Jagdlebensraums
in einer extensiv genutzten Kulturlandschaft
mit zeitweise kurzrasigen Wiesen und Weiden.

. Erhaltungsziele des NSG im Européischen Vogelschutz-

gebiet sind die Erhaltung oder Wiederherstellung eines
giinstigen Erhaltungszustandes

2.1 insbesondere der wertbestimmenden Anhang I-Ar-
ten (Art. 4 Abs. 1 Vogelschutzrichtlinie) durch die
Erhaltung und Foérderung eines langfristig tiberle-
bensfihigen Bestandes der Arten

a) Rotmilan (Milvus milvus)

als stabile Brutvorkommen mit grof3flachig ho-
hen Bestandsdichten sowie eines giinstigen
Erhaltungszustandes des Lebensraumes, insbe-
sondere durch Foérderung eines vielfaltigen Nut-
zungsmosaiks mit extensiv genutzten Wiesen
und Weiden, Brachen, Hecken, Feldgeholzen,
Saumbiotopen etc. und damit der Nahrungstiere
(v. a. Kleinsduger);

Erhalt der traditionellen Horstbdume und wei-
terer geeigneter Baume sowie Sicherung mog-
lichst storungsfreier Bereiche im Horstumfeld
wihrend der Brutzeit,

b) Uhu (Bubo bubo)

als stabile Brutvorkommen mit grofflichig ho-
hen Bestandsdichten sowie eines giinstigen
Erhaltungszustandes des Lebensraumes, insbe-
sondere durch Erhaltung und Férderung der
kleinparzellierten, strukturreichen Kulturland-
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schaft mit Hecken, Geholzen, Waldinseln und
einem hohen Anteil an Saumstrukturen,

¢) Neuntoter (Lanius collurio)

als stabile Brutvorkommen mit grofflachig hohen
Bestandsdichten sowie eines glinstigen Erhal-
tungszustandes des Lebensraumes, insbeson-
dere durch Erhalt und Férderung der gebiisch-
und heckenreichen Halboffenlandschaften mit
extensiv genutztem Dauergriinland.

2.2 Die Umsetzung der unter § 2 Abs. 1 und 2 genann-
ten Erhaltungsziele dient auch der Erhaltung und
Forderung weiterer im Gebiet vorkommender Brut-
und Gastvogelarten, insbesondere

a) Schwarzstorch (Ciconia nigra),

b) Schwarzmilan (Milvus migrans),

c¢) Wanderfalke (Falco peregrinus),

d) Grauspecht (Picus canus),

e) Schwarzspecht (Dryocopus martius),
f) Graureiher (Ardea cinerea).

(3) Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele insbeson-
dere auf land- und forstwirtschaftlichen Flachen sowie von
Pflege- und Entwicklungsmafinahmen kann erginzend zu
den nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch An-
gebote des Vertragsnaturschutzes unterstiitzt werden.

§3
Verbote

(1) Gemaf § 23 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind alle Handlungen
verboten, die zu einer Zerstérung, Beschéddigung oder Ver-
dnderung des NSG oder seiner Bestandteile oder zu einer
nachhaltigen Storung fithren kénnen.

Insbesondere werden folgende Handlungen untersagt:

1.

10

11.

12.

13.
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bauliche Anlagen aller Art, auch wenn Sie keiner Ge-
nehmigung bediirfen oder nur voriibergehender Art
sind, zu errichten oder wesentlich zu verandern,

Windenergieanlagen zur errichten oder zu betreiben,

Werbeeinrichtungen, Tafeln oder Inschriften anzu-
bringen, soweit sie sich nicht auf den Naturschutz
oder den Verkehr beziehen oder als Hinweistafeln fiir
das Rettungspunktenetz der Niedersdchsischen Lan-
desforsten, als Ortshinweise, Wander-Markierungen
oder -Wegweiser dienen,

das Bodenrelief zu verdndern, insbesondere durch Ver-
fiilllen von Bodensenken, -mulden oder -rinnen oder
durch Einebnung oder Planierung,

Hunde frei laufen zu lassen,

die Ruhe und Ungestortheit der Natur durch Léarm,
Licht oder auf andere Weise zu stéren,

wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu
beunruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu téten oder
ihre Entwicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder
Zufluchtsstétten der Natur zu entnehmen, zu bescha-
digen, zu zerstoren oder aufzusuchen,

wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwick-
lungsformen zu beschddigen, zu entnehmen oder zu
vernichten,

die Beseitigung von Hecken und Feldgeholzen,

die nicht dem o6ffentlichen Verkehr gewidmeten Stra-
flen, Wege oder Flichen mit Kraftfahrzeugen zu be-
fahren oder Kraftfahrzeuge dort abzustellen,

Wohnwagen oder andere fiir die Unterkunft geeignete
Einrichtungen abzustellen oder zu errichten,

im NSG und in einer Zone von 100 m Breite um das
NSG herum mit bemannten Luftfahrzeugen (z. B. Ballo-
nen, Hingegleitern, Gleitschirmen, Hubschraubern)
zu starten oder, abgesehen von Notfallsituationen, zu
landen,

organisierte Veranstaltungen durchzufiihren,

14.

15.
16
17.
18

19.

dem Ski- oder Rodelbetrieb dienende Schlepplifte oder
vergleichbare Anlagen zu errichten oder zu betreiben,

mobile Verkaufsstiande zu errichten oder zu betreiben,
zu zelten, zu lagern oder offenes Feuer zu entziinden,
gentechnisch verdnderte Organismen einzubringen,

Pflanzen oder Tiere, insbesondere gebietsfremde oder
invasive Arten, auszubringen oder anzusiedeln,

Oberfldchen- oder Grundwasser zu entnehmen oder
zu nutzen, Entwéasserungseinrichtungen wie z. B. Gra-
ben oder Drdnagen neu anzulegen sowie den Grund-
wasserstand durch andere Maflnahmen abzusenken.

(2) § 23 Abs. 3 und § 33 Abs. 1 a BNatSchG bleiben unbertihrt.

§4

Freistellungen und Zustimmungsvorbehalte

(1) Die in den Abs. 2 bis 5 des § 4 dieser Verordnung aufge-
fiihrten Handlungen oder Nutzungen sind von den Verbo-
ten des § 3 freigestellt.

(2) Allgemein freigestellt sind

1.
2.

das Betreten des NSG auch auflerhalb der Wege,
das Befahren des Gebietes

a) durch die Eigentimerinnen, Eigentiimer und Nut-
zungsberechtigten und deren Beauftragte zur
rechtméfliigen Nutzung oder Bewirtschaftung der
Grundstiicke sowie durch Bedienstete der Natur-
schutzbehorden und deren Beauftragte zur Erfiil-
lung dienstlicher Aufgaben,

b) durch Bedienstete anderer Behorden und offentli-
cher Stellen sowie deren Beauftragte zur Erfullung
der dienstlichen Aufgaben dieser Behérden nach
vorheriger Anzeige bei der zustindigen Natur-
schutzbehorde und

c) zur wissenschaftlichen Forschung und Lehre so-
wie Information und Bildung nach vorheriger An-
zeige bei der zustdndigen Naturschutzbehérde,

die Wahrnehmung der Verkehrssicherungspflicht nach
vorheriger Anzeige bei der zustdndigen Naturschutz-
behorde, es sei denn, es handelt sich um eine gegen-
wartige erhebliche Gefahr, die ein sofortiges Handeln
erfordert; in diesem Fall ist die zustdndige Natur-
schutzbehorde unverziiglich tiber die durchgefiihrten
Maflnahmen zu unterrichten,

die Durchfithrung von Mafinahmen zum Schutz, zur
Pflege und Entwicklung sowie Untersuchung und
Kontrolle des Gebietes im Auftrag oder auf Anord-
nung der zustdndigen Naturschutzbehérde oder mit
deren vorheriger Zustimmung,

die ordnungsgeméfe Unterhaltung der Wege in der vor-
handenen Breite, mit milieuangepasstem Material, so-
weit dies fiir die freigestellten Nutzungen erforderlich
ist, jedoch ohne Verwendung von Bau- und Ziegelschutt
sowie asphalthaltigen Materialien; zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens der NSG-Verordnung , Ithwiesen” recht-
miéfig asphaltierte Wege konnen nach vorheriger An-
zeige bei der zustdndigen Naturschutzbehoérde mit
asphalthaltigen Materialien unterhalten werden,

die ordnungsgemédfle und fachgerechte Pflege von
Waldrédndern, Feldgeholzen, Hecken und von Geholz-
bestdnden im Uferbereich natiirlicher Flieflgewdsser,
sofern diese abschnittsweise erfolgt; bis zu einer Ast-/
Zweigstdrke von ca. zwei Zentimetern Durchmesser
zdhlt das Schlegeln an Geholzen zu den ordnungsge-
méflen und fachgerechten Pflege- und Unterhaltungs-
mafnahmen,

die ordnungsgeméifle und fachgerechte Pflege von
Grassdumen vom 16.07. bis zum 31.03 des Folgejah-
res; das Médhen von Grassiumen an der Bergseiten-
stralle (Segelflugplatzzuwegung) in einer Breite von
maximal 2 Metern ist ganzjihrig gestattet,
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8. die Nutzung und Unterhaltung der bestehenden recht-
méfigen Anlagen und Einrichtungen; die Instandset-
zung ist zuldssig, wenn die beabsichtigten Mafinahmen
der zustandigen Naturschutzbehorde vor Umsetzung
angezeigt wurden,

9. die ordnungsgemifle Gewdsserunterhaltung an Gewdés-
sern zweiter und dritter Ordnung nach den Grundsét-
zen des Niedersdchsischen Wassergesetzes (NWG),

10. die Nutzung der Start- und Landebahnen des in der
mafigeblichen Karte dargestellten Segelflugplatzes mit
der Mafigabe, diese als Griinland zu erhalten und, so-
weit dies mit der Sicherheit des Flugbetriebes zu ver-
einbaren ist, ohne Diingung und mit wenig Schnitten
bzw. Beweidung zu pflegen,

11. die Nutzung der Segelflugplatzflichen auerhalb der
Start- und Landebahnen mit der Maf3gabe, diese als
ein- bis zweischiirige Wiese oder in Absprache mit
der zustdndigen Naturschutzbehorde durch ein- bis
zweimalige Beweidung nach folgenden Vorgaben zu
pflegen bzw. zu bewirtschaften: ohne Diingung, ohne
Behandlung mit chemischen Pflanzenschutzmitteln,
ohne Verdnderung der Bodengestalt und ohne Erneue-
rung der Grasnarbe durch Umbruch; zuléssig bleibt
die Uber- oder Nachsaat, auch im Scheiben- oder
Schlitzdrillverfahren,

12. die Durchfithrung genehmigter Flugveranstaltungen
auf den in der Karte gekennzeichneten Segelflugplatz-
flachen,

13. traditionelle Osterfeuer auf der in der maf3geblichen
Karte zur Verordnung gekennzeichneten Stelle, sofern
unndotige Storungen oder Beeintrdchtigungen der
Tier- und Pflanzenwelt vermieden werden.

(3) Freigestellt ist die ordnungsgeméfie landwirtschaftliche
Bodennutzung auf den in der mafigeblichen Karte darge-
stellten Flachen nach guter fachlicher Praxis geméfl § 5
Abs. 2 BNatSchG sowie nach folgenden Vorgaben:

1. die Nutzung der in der mafgeblichen Karte dargestell-
ten Ackerflichen,

2. die Umwandlung von Acker in Griinland und die an-
schlieflende Nutzung gemaf} Nr. 4,

3. die Unterhaltung und Instandsetzung bestehender Ent-
wisserungseinrichtungen und Viehtrdanken auflerhalb
und in einem Mindestabstand von 20 m zu dem Le-
bensraumtyp ,,Feuchte Hochstaudenfluren® (in der maf-
geblichen Karte schrdg gestrichelt dargestellt) mit
vorheriger Anzeige bei der Unteren Naturschutzbehorde
vor Beginn der Mafinahme,

4. die Nutzung der in der mafigeblichen Karte waagerecht
schraffiert dargestellten Griinlandflachen zusétzlich zur
Nummer 3:

a)
b)

c)

d)

e)

unter Verzicht auf Bodenumbruch,

ohne Umwandlung in Acker oder andere Nutzungs-
arten,

ohne Verdnderung des Bodenreliefs, insbesondere
durch Verfiillen von Bodensenken, -mulden oder -rin-
nen oder durch Einebnung oder Planierung,

ohne Anlage von Mieten, ohne Lagerung von Ballen
und ohne Liegenlassen von Mihgut,

ohne Einsatz von Pflanzenschutzmitteln im Sinne
des Artikels 2 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/
2009 und Pflanzenstiarkungsmitteln im Sinne von
§ 2 Nr. 10 des Pflanzenschutzgesetzes vom 6. Febr.
2012 (BGBL. I S. 148, 1281), zuletzt gedndert durch
Art. 4 Abs. 84 des Gesetzes vom 18.7.2016 (BGBI. I
S. 1666) und ohne die Einbringung von das Boden-
substrat verdndernden Stoffen; der horstweise
Einsatz vorgenannter Pflanzenschutz- und Pflanzen-
starkungsmittel nach vorheriger Anzeige bei der zu-
stdndigen Naturschutzbehorde vor Beginn der Mafi-
nahme ist gestattet,

ohne Griinlanderneuerung, zulassig bleiben Uber-
und Nachsaaten und die Beseitigung von Wildscha-
den unter Einsatz von aus dem Ursprungsgebiet ge-
wonnenen oder vermehrten Grasern und Krautern
(Erhaltungsmischung) ohne Umbruch und ohne Auf-
frisen,

die Unterhaltung, Instandsetzung oder Neuerrich-
tung von Weidezdunen in ortsiiblicher Weise,

die Unterhaltung und Instandsetzung bestehender
Viehunterstinde mit ortstiblichen Materialien; deren
Neuerrichtung in ortsiiblicher Bauweise mit vorhe-
riger Zustimmung der zustdndigen Naturschutzbe-
horde,

5. die Nutzung der in der mafigeblichen Karte punktiert
dargestellten Grunlandflichen (iiberwiegend Lebens-
raumtyp 6510 ,Magere Flachland-Mahwiesen®) zusatz-
lich zur Nummer 4 a-h nach folgenden Vorgaben:

a)

b)

ohne Ausbringung von organischen Diingern; die
Verwendung von Festmist ausschliefSlich von Huf-
und/oder Klauentieren ist gestattet,

ohne Uber- und Nachsaaten; zuléssig bleibt die Be-
seitigung von Wildschdden unter Einsatz von aus
dem Ursprungsgebiet gewonnenen oder vermehr-
ten Gréasern und Krautern (Erhaltungsmischung).
Die Beseitigung von Wildschdden hat ohne Um-
bruch und ohne Auffriasen zu erfolgen,

6. die Nutzung der in der mafigeblichen Karte schrig
schraffiert dargestellten Griinlandflichen (tiberwie-
gend Lebensraumtyp 6210 ,Kalktrockenrasen und ihre
Verbuschungsstadien®) zusétzlich zur Nummer 4 a-h
nach folgenden Vorgaben:

a)

b)

c)

ohne Diingereinsatz,

unter Einhaltung von mindestens 40 Tagen Nut-
zungsruhe zwischen zwei Nutzungsdurchgéngen,

ohne Zufitterung,

7. die Nutzung der in der mafigeblichen Karte schrig ge-
strichelt dargestellten Flichen (Lebensraumtyp 6430
,Feuchte Hochstaudenfluren®) zusitzlich zu den Num-
mern 3-5:

a)
b)

c)

ohne Diingereinsatz,
ohne Beweidung,

durch abschnittsweise Mahd in Abstimmung mit der
zustdndigen Naturschutzbehorde im mehrjahrigen
Rhythmus unter Abtransport des Mahguts.

8. Der Erschwernisausgleich nach § 42 Abs. 4 und 5
NAGBNatSchG richtet sich nach der jeweils aktuell
geltenden Verordnung tiber den Erschwernisausgleich
fir Grinland in geschiitzten Teilen von Natur und
Landschaft.

(4) Freigestellt ist die ordnungsgeméfie Forstwirtschaft im Wald
auf den in der Karte dargestellten Fldchen im Sinne des § 5
Abs. 3 BNatSchG und des § 11 des Niedersichsischen Ge-
setzes tber den Wald und die Landschaftsordnung
(NWaldLG), soweit ausschlie8lich standortheimische Laub-
bdume und Strdaucher der natiirlichen Waldgesellschaften
des Iths gefordert und/oder eingebracht werden.

Zuldssig bleiben die Unterhaltung und Instandsetzung von
bestehenden und rechtméafig errichteten Zdaunen und Gat-
tern sowie deren Neuerrichtung in ortstiblicher Weise.

(5) Freigestellt ist die ordnungsgeméfie Ausiibung der Jagd
nach folgenden Vorgaben:

1. Die Neuanlage von

Wilddckern, Wilddsungsflachen, Volieren, Futterplét-
zen, Kirrungen und Hegebtischen,
jagdwirtschaftlichen Einrichtungen in nicht ortstib-
licher landschaftsangepasster Art und

Salzlecken, mit dem Boden fest verbundenen oder
auf dem Boden ruhenden jagdwirtschaftlichen Ein-
richtungen (wie z. B. Hochsitzen) und sonstigen
Ansitzen auf Fldchen, die in der mafgeblichen Karte
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punktiert (iberwiegend ,Magere Flachland-Mdhwie-
sen”), schréag schraffiert (itberwiegend ,Kalktrocken-
rasen und ihre Verbuschungsstadien®) oder schrag
gestrichelt (,Feuchte Hochstaudenfluren®) dargestellt
sind,
bediirfen der vorherigen Anzeige bei der zustdndigen
Naturschutzbehorde.

2. Die zustdndige Naturschutzbehoérde stimmt im Einver-
nehmen mit der unteren Jagdbehoérde Ausnahmen von
diesen Regelungen zu, sofern dies nicht dem Schutz-
zweck des § 2 zuwiderladuft.

(6) Die zustdndige Naturschutzbehorde erteilt bei den in den
Absétzen 2 bis 5 genannten Féllen die erforderliche Zu-
stimmung bzw. das erforderliche Einvernehmen, wenn
und soweit keine Beeintrdachtigungen oder Stérungen des
NSG oder seiner fiir die Erhaltungsziele oder den Schutz-
zweck mafigeblichen Bestandteile zu befiirchten sind. Die
Erteilung der Zustimmung bzw. des Einvernehmens kann
ebenso wie die Riickmeldung der zustdndigen Natur-
schutzbehorde im Rahmen eines Anzeigeverfahrens mit
Regelungen zu Zeitpunkt, Ort und Ausfithrungsweise ver-
sehen werden.

(7) Weitergehende Vorschriften der §§ 30 BNatSchG und 24
NAGBNatSchG sowie die artenschutzrechtlichen Bestim-
mungen des § 44 BNatSchG bleiben unberiihrt.

(8) Bestehende, rechtméfliige behoérdliche Genehmigungen, Er-
laubnisse oder sonstige Verwaltungsakte bleiben unbertihrt.

§5
Befreiungen

(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die zustdndige
Naturschutzbehorde nach Mafigabe des § 67 BNatSchG
i. V. m. § 41 NAGBNatSchG Befreiung gewéhren.

(2) Eine Befreiung zur Realisierung von Pldnen oder Projekten
kann gewahrt werden, wenn sie sich im Rahmen der Priifung
nach § 34 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 26 NAGBNatSchG
als mit dem Schutzzweck dieser Verordnung vereinbar er-
weist oder die Voraussetzungen des § 34 Abs. 3 bis 6
BNatSchG erfiillt sind.

§6
Anordnungsbefugnis

Gemaif § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG kann die zustdndige Natur-
schutzbehorde die Wiederherstellung des bisherigen Zu-
stands anordnen, wenn gegen die Verbote des § 3 oder die
Zustimmungs- und/oder Einvernehmensvorbehalte bzw. die
Anzeigepflichten des § 4 dieser Verordnung verstoflen wurde
und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstort, beschéddigt
oder verdndert worden sind.

§7
Pflege-, Entwicklungs- und
Wiederherstellungsmafinahmen

(1) Grundstiickseigentiimerinnen/-eigentiimer und Nutzungs-
berechtigte haben die Durchfiithrung von folgenden durch
die zustdandige Naturschutzbehorde angeordneten oder an-
gektindigten Mafinahmen zu dulden:

1. Mafinahmen zur Erhaltung, Pflege, Entwicklung und
Wiederherstellung des NSG oder einzelner seiner Be-
standteile,

2. das Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des
NSG sowie zur weiteren Information tiber das NSG.

(2) Zu dulden sind insbesondere

1. die in einem Managementplan, Bewirtschaftungsplan,
Mafinahmenblatt oder Pflege- und Entwicklungsplan fiir
das NSG dargestellten Mafinahmen,
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2. regelmifig anfallende Erhaltungs- und Pflegemafinah-
men, wie z. B. die Entbuschung und Mahd ungenutzter
Lebensraum- und Biotoptypen des Offenlandes und die
Mahd der ,,Feuchten Hochstaudenfluren“ zur Beseiti-
gung von Geholzanflug.

(3) §§ 15 und 39 NAGBNatSchG sowie § 65 BNatSchG bleiben
unbertihrt.

§8
Umsetzung von Erhaltungs-
und Wiederherstellungsmafinahmen

(1) Die in den §§ 3 und 4 dieser Verordnung enthaltenen Rege-
lungen entsprechen in der Regel Maflnahmen zur Erhal-
tung eines giinstigen Erhaltungszustandes der im NSG
vorkommenden FFH-Lebensraumtypen (Anhang I FFH-
Richtlinie), der Tierarten gemdfl Anhang II FFH-Richtlinie
sowie der Vogelarten der wertbestimmenden Anhang I-Ar-
ten (Art. 4 Abs. 1 Vogelschutzrichtlinie) und weiterer im
Gebiet vorkommender Brut- und Gastvogelarten.

(2) Die in § 7 Abs. 1 und 2 dieser Verordnung beschriebenen
Mafinahmen dienen dariiber hinaus der Erhaltung oder
Wiederherstellung eines giinstigen Erhaltungszustandes
der im NSG vorkommenden FFH-Lebensraumtypen (An-
hang I FFH-Richtlinie), der Tierarten gemafs Anhang II
FFH-Richtlinie sowie der Vogelarten der wertbestimmen-
den Anhang I-Arten (Art. 4 Abs. 1 Vogelschutzrichtlinie)
und weiterer im Gebiet vorkommender Brut- und Gastvo-
gelarten.

(3) Als Instrumente zur Umsetzung der in § 7 dieser Verord-
nung vorgesehenen Mafinahmen dienen insbesondere
a) Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmafinah-
men der zustdndigen Naturschutzbehorde,
b) freiwillige Vereinbarungen, insbesondere im Rahmen des
Vertragsnaturschutzes,

¢) Einzelfallanordnungen nach § 15 NAGBNatSchG.

§9
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 69 Abs. 8 BNatSchG i. V. m. § 43
Abs. 3 Nr. 1 sowie Nr. 7 NAGBNatSchG handelt, wer vorsatz-
lich oder fahrldssig Handlungen entgegen den Verbotsregelun-
gen in § 3 dieser Verordnung vornimmt oder den Maflgaben
des § 4 dieser Verordnung zuwider handelt, ohne dass die
Voraussetzungen einer Freistellung sowie sonstiger Erfordernisse
nach § 4 dieser Verordnung vorliegen oder eine Befreiung nach
§ 5 dieser Verordnung gewdhrt wurde. Die Ordnungswidrig-
keit kann nach § 43 Abs. 4 NAGBNatSchG mit einer Geldbufle
in Hohe von bis zu 50.000 Euro geahndet werden.

§10
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt nach ihrer Verkiindung am
01.10.2019 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Verordnungen tiber das NSG ,Ith-
wiesen“ vom 06.12.2007 (Niedersidchsisches Ministerial-
blatt Nr. 50/2007 vom 12.12.2007, S. 1542-1544 und
1564/1565) und das LSG Ithwiesen vom 27.03.2000 (Amts-
blatt fiir den Landkreis Hildesheim Nr. 14/2000 vom
05.04.2000, S. 200-205) in dem hier tiberplanten Bereich
aufler Kraft.

Holzminden, den 02.09.2019
Die Landrétin

gez. Schiirzeberg

— Nds. MBI Nr. 37/2019 S. 1360
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	H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
	Richtlinie über die Herstellung von Anlagen durch die Teilnehmergemeinschaft in Verfahren nach dem FlurbG (RFlurbTGBau)

	K. Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz
	Baugebührenordnung; Preisindexzahl

	Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig
	Anerkennung der „Gottschalk Stiftung Glücklich und gesund alt werden“
	Aufhebung der „Stiftung Förderung praxisorientierter Arbeiten von Kunststoffverarbeitung und Recycling - Dr. Berger“

	Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems
	Zweckänderung der „Siegfried Trimpe Stiftung“

	Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie
	Feststellung gemäß § 5 UVPG (Wintershall Dea GmbH)
	Feststellung gemäß § 5 UVPG (Wintershall Dea GmbH)
	Feststellung gemäß § 5 UVPG (Wintershall Dea GmbH)
	Feststellung gemäß § 5 UVPG (Dow Deutschland Anlagengesellschaft mbH)

	Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
	Änderung der Genehmigung zur Anlage und zum Betrieb des Verkehrslandeplatzes Hodenhagen

	Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz
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